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Bericht der Bundesregierung über die Integration in den Europäischen 
Gemeinschaften 

(Berichtszeitraum April 1975 bis September 1975 im Anschluß an 
den Bericht vom 24. April 1975 — Drucksache 7/3575) 


I. Deutsche Europapolitik 


1. Zusammenfassende Würdigung 

Die Entwicklung der Europäisdien Gemeinschaft 
stand im Berichtszeitraum im Zeichen einer sich nur 
zögernd belebenden Konjunktur in den Mitglieds- 
ländern, hoher Arbeitslosigkeit und Inflation und 
weiterhin starker Unterschiede in der Zahlungs- 
bilanzlage zwischen den Gemeinschaftsländern. Un- 
geachtet dieser Belastungen setzte sich die Konso- 
lidierung der Gemeinschaft im Berichtszeitraum fort. 
Die konjunktur- und währungspolitische Solidarität 
innerhalb der Gemeinschaft trug dazu bei, das bis- 
her erreichte Maß an Integration zu erhalten und 
weiter auszubauen. Sichtbarer Ausdruck dafür ist 
die Rückkehr Frankreichs in die Währungsschlange. 
Herausragende integrationspolitische Ereignisse wa- 
ren die Entscheidung des britischen Volkes für das 
Verbleiben in der Europäischen Gemeinschaft, der 
Antrag Griechenlands auf Beitritt zur Gemeinschaft 
und das zweite Treffen des Europäischen Rates am 
16./17. Juli in Brüssel, der in wichtigen Bereichen 
der Einigung Fortschritte erzielte. 

Die Bundesregierung sieht im Ausgang des Referen- 
dums, in dem sich die britische Bevölkerung am 
5. Juni mit großer Mehrheit für das Verbleiben des 
Vereinigten Königreichs in der Gemeinschaft ausge- 
sprochen hat, eine Bestätigung ihrer Politik, die 
stets auf die Mitgliedschaft Großbritanniens und 
seine volle Teilnahme am europäischen Einigungs- 
werk ausgerichtet war. Nach diesem Bekenntnis zu 
Europa wird der europäische Gedanke auch im bri- 
tischen Volk zunehmend feste Wurzeln schlagen. 
Die Bundesregierung ist zuversichtlich, daß die Ge- 
meinschaft nach der Beendigung einer Periode der 
Unsicherheit sich nunmehr mit ungeteilter Kraft den 


vorrangigen Aufgaben im wirtschaftlichen und poli- 
tischen Bereich zuwenden wird. 

Durch den positiven Ausgang des britischen Refe- 
rendums sind auch die Ansätze zur Schaffung einer 
Europäischen Union wieder stärker ins Blickfeld ge- 
kommen. Der belgische Ministerpräsident Tinde- 
mans führte Mitte September im Rahmen des ihm 
von der Gipfelkonferenz vom Dezember 1974 erteil- 
ten Erkundungsauftrags in Bonn mit der Bundes- 
regierung, den Parteien und den gesellschaftlichen 
Gruppen Gespräche über die Verwirklichung der 
Europäischen Union, Die Bundesregierung setzte 
sich auch in diesen Gesprächen für Fortschritte in 
Richtung auf das umfassende Ziel der Europäischen 
Union ein. Die wichtigsten Entwicklungen im Be- 
richtszeitraum werden im folgenden zusammenfas- 
send dargestellt. Die Einzelheiten werden in dem 
angefügten besonderen Teil ausgeführt, auf den bei 
den einzelnen Bereichen durch Ziffern verwiesen 
wird. 

2. Institutioneile Entwicklung 

Die Bundesregierung verfolgt beständig das Ziel 
einer Verbesserung und Stärkung der europäischen 
Institutionen. Sie bemüht sich auch weiterhin im 
Kreise ihrer Partner, die Gemeinschaftsorgane, die 
sich in der praktischen Arbeit um Verwirklichung 
der Verträge insgesamt gesehen bewähren, den Er- 
fordernissen der Integration und neuen Anforde- 
rungen, die an sie gestellt werden, anzupassen. 
(Ziffern 1 bis 6) 

Im Berichtszeitraum ist die Kompetenz des Europä- 
ischen Parlaments im Haushaltsbereich durch den 
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am 22. Juli 1975 in Brüssel Unterzeichneten Vertrag 
gestärkt worden. Das Europäische Parlament wird 
nach Inkrafttreten des Vertrages zusätzliche Rechte 
erhalten. Besondere Bedeutung mißt die Bundes- 
regierung dem Konzertierungsverfahren zwischen 
Rat und Parlament bei, in dem sie einen Ansatz für 
die erforderliche Erweiterung der Befugnisse außer- 
halb des eigentlichen Haushaltsbereichs sieht. 
Schließlich wird mit dem Vertrag auch die alte deut- 
sche Forderung nach Errichtung eines Europäischen 
Rechnungshofs erfüllt. Insgesamt stellt dieser Ver- 
trag einen ermutigenden Fortschritt in dem von der 
Konferenz der Regierungschefs am 9. und 10. De- 
zember 1974 in Paris vorgesehenen steten Entwick- 
lungsprozeß dar. Er ist ein wichtiger Schritt zur 
Stärkung des demokratischen Elements, dem für die 
weitere Entwicklung der Gemeinschaft entschei- 
dende Bedeutung zukommt. (Ziffern 2, 3, 5) 

Die Bundesregierung tritt konsequent und nach- 
drücklich dafür ein, daß die Direktwahl zum Europä- 
ischen Parlament bis zum Jahre 1978 verwirklicht 
wird. Der Europäische Rat hat den Ministerrat be- 
auftragt, das Problem der Wahl des Europäischen 
Parlaments in allgemeinen, unmittelbaren Wahlen 
unter Berücksichtigung des vom EP ausgearbeiteten 
Entwurfs zu untersuchen und noch in diesem Jahr 
hierüber einen Bericht vorzulegen. Außerdem hat 
der Europäische Rat den Ministerrat gebeten, die 
Arbeiten über die Errichtung einer Europäischen Paß- 
union voranzubringen und auch über diese Frage, 
wenn möglich bis zum Jahresende zu berichten. Die 
Beratungen über die Direktwahl und eine Europä- 
ische Paßunion sind inzwischen im Rahmen der In- 
stitutionen aufgenommen worden. (Ziffer 1) 

3. Innerer Ausbau 

Die weltweite Rezession erfaßte die Wirtschaften 
aller Mitgliedsländer. Die gesamte Gemeinschaft 
mußte einen Rückgang der Beschäftigung und des 
realen Wachstums hinnehmen. In mehreren Mit- 
gliedstaaten traten anhaltend hohe Inflationsraten 
hinzu. Dagegen sind die Leistungsbilanzen der De- 
fizitländer einem Ausgleich nähergekommen. 

Die Wirtschaftpolitik der Gemeinschaft stand daher 
weiterhin vor einer schwierigen Aufgabe. Der Euro- 
päische Rat beschloß am 16. /17. Juli, an der „kom- 
plementären Strategie" festzuhalten, bei der den 
Ländern mit relativer Stabilität die Konjunkturbele- 
bung, den Ländern mit überdurchschnittlich hohen 
Inflationsraten vorrangig die Aufgabe einer besse- 
ren Stabilisierung zufällt. In diesem Sinne schlugen 
Deutschland und Frankreich bei ihren Konsultatio- 
nen am 26. Juli den übrigen Ländern des Wäh- 
rungsverbundes eine abgestimmte Politik der Kon- 
junkturbelebung vor, die inzwischen nach Konsulta- 
tionen im EG-Rahmen durch nationale Programme 
verwirklicht wurde. (Ziffern 7, 8) 

In der Währungspolitik stellte die Rückkehr Frank- 
reichs in den Schlangenverbund das herausragende 
Ereignis dar. Sie ist als Bekenntnis zur europäischen 


Integration und als Erfolg einer konsequenten Sta- 
bilitätspolitik besonders zu würdigen. 

Die Attraktivität des Währungs Verbundes fand auch 
Ausdruck in dem von der Schweiz bekundeten Inter- 
esse an einer Assoziierung mit der Schlange, die 
von der Gemeinschaft zur Zeit in aufgeschlossener 
Haltung geprüft wird. Verhandlungen laufen auch 
über Anträge zweier Mitgliedsländer auf Gewäh- 
rung von Mitteln aus einer Gemeinschaftsanleihe. In 
den internationalen Währungsbeziehungen trat die 
Gemeinschaft besonders bei der Quotenrevision im 
IWF und der Goldfrage geschlossen und aktiv her- 
vor, während es über die längerfristigen Ziele der 
Wechselkurspolitik noch unterschiedliche Betrach- 
tungsweisen gibt. (Ziffern 9 bis 12) 

Das zurückliegende Halbjahr hat die Bedeutung der 
Energiepolitik für die Gemeinschaft bestätigt. Das 
Schwergewicht lag auf der äußeren Energiepolitik. 
(Ziffern 43, 44) 

Die neun Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft haben an der Pariser Vorkonferenz zum Dia- 
log mit erdölproduzierenden und anderen Entwick- 
lungsländern in einer Gemeinschaftsdelegation teil- 
genommen. 

Zur besonderen Befriedigung der Bundesregierung 
hat die Gemeinschaft auf dieser Vorkonferenz eine 
einheitliche Haltung zu den Sachfragen entwickelt 
und ist nach außen geschlossen aufgetreten. Sie 
spielte eine aktive und konstruktive Rolle und zwar 
bemüht, zwischen den Industrieländern und der 
Gruppe der Sieben zu vermitteln. 

Auf seiner Tagung am 15. September hat der Rat 
die von Frankreich ausgesprochene Einladung zur 
Wiederaufnahme der Vorkonferenz für den 13. Ok- 
tober nach Paris angenommen. Die Abstimmung 
über die Verfahrens- und Sachfragen des Dialogs 
hat im Gemeinschaftsrahmen bereits begonnen. Die 
Bundesregierung ist darum bemüht, daß die Ge- 
meinschaftsländer auch in den folgenden Phasen des 
Dialogs soweit wie möglich mit einer Stimme spre- 
chen. (Ziffer 45) 

In der Sozialpolitik orientierten sich die Arbeiten 
weiter am Sozialpolitischen Aktionsprogramm vom 
21. Januar 1974. Unter den beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen stand im Vordergrund die Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit. Der Rat beschloß ferner 
ein Programm von Modellvorhaben und -Studien zur 
Bekämpfung der Armut. Er verabschiedete Empfeh- 
lungen zum Grundsatz der 40-Stunden-Woche und 
zum vierwöchigen bezahlten Jahresurlaub. 

Im Sinne der erwünschten stärkeren Beteiligung der 
Sozialpartner an den Arbeiten der Gemeinschaft lag 
es, daß der Ständige Ausschuß für Beschäftigungs- 
fragen im Juni zum zweiten Mal seit seiner Wieder- 
belebung im Dezember 1974 zusammentrat. Im glei- 
chen Sinne empfing der Europäische Rat am 16. Juli 
eine Delegation des Europäischen Gewerkschafts- 
bundes. Er befürwortete eine Sozialkonferenz zwi- 
schen Rat, Kommission und Sozialpartner über die 
Einkommens- und Beschäftigungspolitik. (Ziffern 54 
bis 57) 
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Am 28. April 1975 übermittelte die Kommission den 
geänderten Vorschlag eines Statuts für Europäische 
Aktiengesellschaften, der sich in der Frage der Mit- 
bestimmung weitgehend an der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments ausrichtet. Eine ad hoc- 
Gruppe des Rates hat die Beratungen bereits auf- 
genommen. (Ziffer 90) 

In der Regionalpolitik trat der neugeschaffene Re- 
gionalfonds unverzüglich in Aktion, nachdem er 
durch Nachtragshaushalt mit den nötigen Mitteln 
für 1975 ausgestattet worden war. Der Ausschuß für 
Regionalpolitik hielt seine Gründungs Sitzung ab, auf 
der er ein deutsches Mitglied zum Vorsitzenden 
wählte. (Ziffer 24) 

Für die gemeinsame Forschungspolitik gab der Rat 
am 15./16. Juli neue Impulse. Insbesondere wurden 
die Voraussetzungen für eine beschleunigte Aus- 
arbeitung eines Anschlußprogramms (Mehrjahres- 
forschungsprogramm) für die Gemeinsame For- 
schungsstelle und für die Inangriffnahme neuer Vor- 
haben (Energie-Forschungsprogramm) geschaffen. 
(Ziffern 48 bis 52) 

Die Arbeiten im Bereich der Umweltpolitik dienten 
vorwiegend der weiteren Durchführung und Konkre- 
tisierung des EG-Umweltaktionsprogramms sowie 
der Vorbereitung künftiger gemeinschaftlicher Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Umweltqualität. Als 
bedeutende Einzelmaßnahme ist der Erlaß einer 
Richtlinie über Abfälle hervorzuheben, durch die 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Abfallbeseiti- 
gung harmonisiert werden. (Ziffern 61, 62) 

Im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik konnten 
trotz der weltweiten wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten, der zunehmenden Knappheit der finanziellen 
Mittel und der damit schmaler gewordenen Basis 
für Kompromißentscheidungen wichtige Fragen ge- 
löst werden. Die Agrarpolitik trug ganz wesentlich 
dazu bei, eine tragbare Grundlage für die Abkom- 
men mit den Mittelmeerländern zu finden, indem 
auf dem Agrarsektor den Partnerländern Frankreich 
und Italien im Rahmen der Assoziations- und Präfe- 
renzverhandlungen innergemeinschaftliche Kompen- 
sationen für die den Drittländern gewährten Ein- 
fuhrpräferenzen zugestanden wurden. Dagegen ge- 
lang es bisher nicht, sich auf eine Regelung der 
Probleme zu einigen, die sich aus den zunehmenden 
Überschüssen ergeben, vor allem bei Milcherzeug- 
nissen und Wein. 

Diese Entwicklungen auf dem Agrarmarkt bestär- 
ken die Dringlichkeit, die von der Bundesregierung 
geforderte Bestandsaufnahme der Gemeinsamen 
Agrarpolitik in der Gemeinschaft voranzutreiben 
und — unter Berücksichtigung der Prinzipien der 
Gemeinsamen Agrarpolitik — baldmöglichst Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts 
auf den Überschußmärkten zu treffen. (Ziffern 28 
bis 42) 


4. Außenbeziehungen 

Ein Schwerpunkt der Gemeinschaftsaktivitäten im 
Berichtszeitraum lag im Bereich der Außenbeziehun- 
gen. 


Die Beziehungen zu den Staaten des Mittelmeer- 
raums waren Gegenstand intensiver Beratungen und 
V erhandlungen. 

Dabei konnte vor allem die im Herbst 1974 einge- 
leitete Reaktivierung der Assoziation mit Griechen- 
land unter aktiver Mitwirkung der Bundesregierung 
zu raschen und für alle Beteiligten befriedigenden 
Ergebnis gebradit werden. 

Der griechische Antrag vom 12. Juni auf Beitritt zur 
Gemeinschaft hat eine neue Phase der Beziehungen 
zu diesem Land eingeleitet. Er beweist, daß die 
Idee der europäischen Einigung trotz mancher Hin- 
dernisse auf dem Wege dorthin ihre Attraktivität 
nicht eingebüßt hat. Die Bundesregierung begrüßt 
den Antrag, weil sie der festen Überzeugung ist, 
daß die Gemeinschaft getreu dem in der Präambel 
zum EWG-Vertrag verankerten Grundsatz für alle 
beitrittswilligen Staaten offenbleiben muß. (Zif- 
fer 109) 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung 
auch der Entwicklung der Beziehungen der Gemein- 
schaft zu Portugal bei. Ziel ihrer Politik ist es, die 
vorhandenen Ansätze einer pluralistischen Demo- 
kratie in diesem Land in Übereinstimmung mit dem 
Willen des portugiesisdien Volkes zu stärken, ins- 
besondere im Wege der Zusammenarbeit auf wirt- 
schaftlichem Gebiet. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, daß dabei der Gemeinschaft eine wesent- 
liche Verantwortung zukommt. (Ziffer 108) 

Das Handelspräferenzabkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Israel wurde am 11. Mai unter- 
zeichnet und trat am 1. Juli in Kraft. Die Kompro- 
mißlösung des Rates vom 23. /24. Juni eröffnete den 
Weg für den Abschluß neuer globaler Abkommen 
auch mit den westlichen Mittelmeerstaaten. Die Ver- 
handlungen mit den drei Maghrebländern Algerien, 
Marokko und Tunesien wurden im Juli weiterge- 
führt. Die Bundesregierung hofft, daß die Verhand- 
lungen, die wegen einiger offener Fragen bisher 
nicht abgeschlossen wurden, schon bald erfolgreich 
beendet werden können. Auf seiner Tagung am 
14./ 15. April faßte der Rat den Grundsatzbeschluß, 
die Vertragsverhandlungen mit den Maschrek-Staa- 
ten Ägyten, Jordanien, Libanon und Syrien aufzu- 
nehmen. (Ziffern 111 bis 113) 

Die Bundesregierung hofft auf rasche Vollendung 
der Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft, da sie der 
Festigung der Beziehungen zu den Mittelmeerlän- 
dern wesentliche Bedeutung für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung und für die politische Sta- 
bilisierung dieser Region beimißt. 

Zum Abkommen von Lome verabschiedete der Rat 
zwei Interne Regelungen über die Durchführung des 
Abkommens und die Finanzierung der Hilfe der Ge- 
meinschaft. Die Interimsregelung über den Waren- 
verkehr und den Handel mit landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen sowie mit EGKS-Erzeugnissen trat be- 
reits am 1. Juli in Kraft. Die Bundesregierung hat 
das Ratifizierungsverfahren zum Abkommen von 
Lome vom 28. Februar 1975 sowie zu den mit die- 
sem Abkommen in Zusammenhang stehenden Ab- 
kommen eingeleitet, (Ziffer 114) 
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Zum Ausbau der weltweiten Entwicklungshilfe hat 
die Kommission im Berichtszeitraum neue Anstöße 
gegeben, über die in der Gemeinschaft beraten 
wird. 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt dazu be- 
kannt, daß innerhalb der multilateralen Entwick- 
lungshilfe die Entwicklungspolitik der EG Vorrang 
genießt, (Ziffern 115, 116) 

Die Bundesregierung ist dafür eingetreten, daß die 
von der Europäischen Gemeinschaft zugunsten der 
Entwicklungsländer im Rahmen einer weltweiten 
Entwicklungspolitik gewährten Allgemeinen Zoll- 
präferenzen verbessert werden, um verarbeiteten 
Erzeugnissen aus diesen Ländern vermehrt Zugang 
zu unseren Märkten zu verschaffen. 

Die Gewährung von Zollpräferenzen ist eine wirk- 
same Maßnahme, um die Entwicklungsländer bei 
der Ausweitung ihres Handels zu unterstützen und 
damit die Kluft zwischen Industrie- und Entwick- 
lungsländern abzubauen. Den Entwicklungsländern 
wird dadurch ein Wettbewerbs vorteil eingeräumt, 
der den Aufbau eigener Industrien fördern soll. (Zif- 
fer 94) 

Schwerpunkt der handelspolitischen Tätigkeit der 
Gemeinschaft war ihre aktive Mitarbeit in den 
multilateralen Handelsverhandlungen in Genf. Im 
Handelsverhandlungsausschuß sowie in den Arbeits- 
gruppen der GATT-Runde hat sie sich um eine In- 
tensivierung der Verhandlungen in allen Bereichen 
bemüht. Im Hinblick auf die Forderungen der Ent- 
wicklungsländer ist sie insbesondere für einen mög- 
lichst baldigen Verhandlungsabschluß im Bereich 
der tropischen Produkte eingetreten. Die Bundes- 
regierung mißt einem weiterhin zügigen Fortgang 
der Verhandlungen große Bedeutung zu. (Ziffer 95) 

In Durchführung des multilateralen Textilabkom- 
mens hat die Gemeinschaft Exportselbstbeschrän- 
kungsabkommen mit Indien, Pakistan, Hongkong, 
Macao und Singapur abgeschlossen. Die Bundes- 
regierung begrüßt es, daß damit wieder Sicherheit 
in die Handelsbeziehungen zu diesen wichtigen Tex- 
tilexportländern zurückgekehrt ist, die in der Ver- 
gangenheit allzu oft infolge einseitig eingeführter 
Beschränkungen gestört wurden. Sie hofft, daß die 
Verhandlungen der Gemeinschaft mit zehn weiteren 
Staaten über Exportselbstbeschränkungen bald er- 
folgreich abgeschlossen werden können. (Ziffer 96) 

Das gute Verhältnis der Gemeinschaft zu ihren 
Partnern unter den Industriestaaten ist trotz der 
schwierigen Weltwirtschaftslage und der damit ver- 
bundenen Probleme für den internationalen Handel 
nicht ernsthaft gefährdet worden. Die guten Bezie- 
hungen zu den USA waren im Berichtszeitraum von 
ernsten Problemen unbelastet. Das schon seit Jah- 
ren erprobte Konsultationsverfahren hat sich weiter- 
hin bewährt. (Ziffer 101) 

Im Verhältnis zu Kanada hat die Vorbereitung des 
Mandats der Kommission für Verhandlungen über 
den Abschluß eines Handels- und Kooperations- 
abkommens weitere Fortschritte gemacht. Mit der 
Entscheidung des Rates, der Gemeinschaft auch im 
Bereich der wirtschaftlichen Kooperation eine Zu- 


ständigkeit einzuräumen, wurde ein bedeutender 
integrationspolitischer Fortschritt erzielt. (Ziffer 100) 

Mit Japan konnte die Gemeinschaft eine Reihe han- 
delspolitischer Fragen klären. Dazu hat nicht zuletzt 
die Eröffnung des EG- Verbindungsbüros in Tokio 
beigetragen, das sowohl den Kontakt der Gemein- 
schaft mit der japanischen Regierung als auch die 
Koordinierung der wirtschaftlichen Interessen der 
Neun am Ort erleichtert. (Ziffer 102) 

Der Ausbau der Beziehungen der Gemeinschaft zur 
Dritten Welt hat weitere Fortschritte gemacht. So 
konnten mit Mexiko und Sri Lanka Handelsabkom- 
men abgeschlossen werden? mit Bangladesch und 
Pakistan verhandelt die Gemeinschaft über den Ab- 
schluß entsprechender Abkommen. Um die Bezie- 
hungen zwischen der Gemeinschaft und den fünf in 
der Vereinigung der südostasiatischen Länder 
(ASEAN) zusammengeschlossenen Staaten (Indone- 
sien, Malaysia, Philippinen, Singapur, Thailand) zu 
vertiefen, wurde auf Initiative der Gemeinschaft 
eine Gemischte Studiengruppe EG-ASEAN einge- 
setzt, die die Möglichkeiten für einen verstärkten 
Handelsaustausch prüfen soll. (Ziffer 99) 

Als erstes und bisher einziges Staatshandelsland 
hat die VR China positiv auf das allen Staatshan- 
delsländern von der EG im Herbst 1974 übermittelte 
Angebot zur Aufnahme von Verhandlungen über 
Handelsabkommen reagiert (Mai 1975). Die Akkredi- 
tierung eines Botschafters der VR China bei der EG 
erfolgte am 15. September 1975. (Ziffer 105) 

Die Bundesregierung hofft, daß die Meinungsbil- 
dung im RGW und in den RGW-Mitgliedstaaten 
bald zu einer positiven Reaktion auf die Einladung 
der EG-Kommission zur Fortführung der im Februar 
1975 in Moskau auf genommenen Gespräche zwi- 
schen RGW und EG sowie auch auf das Verhand- 
lungsangebot der EG zum Abschluß von Handels- 
abkommen führt. (Ziffer 106) 

Die Bundesregierung begrüßt das von ihr nach- 
drücklich geförderte Mitwirken der Gemeinschaft 
bei der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa in allen ihre Zuständigkeit betref- 
fenden Bereichen. Diese hat zur Stärkung der Iden- 
tität der Gemeinschaft nach innen und außen beige- 
tragen und fand seinen Niederschlag in der Zeich- 
nung der Schlußakte für die Gemeinschaft durch den 
EG-Ratspräsidenten. (Ziffer 107) 


5. Europäische Politische Zusammenarbeit 
(EPZ) 

Die EPZ bewährte sich im Berichtszeitraum weiter- 
hin als ein wesentliches Instrument europäischer 
Einigungspolitik. Die sich in ihrem Rahmen vollzie- 
hende außenpolitische Koordination und die kon- 
zertierte Diplomatie der neun Mitgliedsländer wird 
zunehmend zu einem Faktor in der Weltpolitik. Der 
für den europäischen Einigungsprozeß positive Aus- 
gang des britischen Referendums befreite auch die 
EPZ von der die Europapolitik belastenden Unge- 
wißheit über den Verbleib Großbritanniens in der 
EG. 
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Die zweite Tagung des Europäischen Rates am 
16./ 17. Juli 1975 in Brüssel erbrachte in Fortführung 
der Bemühungen um eine Erweiterung und Vertie- 
fung der gemeinsamen Außenpolitik eine Reihe von 
Ergebnissen in wichtigen außenpolitischen Berei- 
chen. 

Wichtige außenpolitische Anwendungsgebiete der 
EPZ im Berichtszeitraum waren: 

— KSZE 

Das ausgewogene Ergebnis der KSZE wurde we- 
sentlich durch das enge Zusammenwirken der 
Neun bei den Verhandlungen in Helsinki und 
Genf mitbestimmt. Die neun Außenminister ha- 
ben beschlossen, ihre erfolgreiche Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Ost- und Entspan- 
nungspolitik fortzusetzen. 

— Vereinte Nationen 

Die Gemeinschaft gab eine gemeinsame Erklä- 
rung über das Verhältnis der Neun zu den Ver- 
einten Nationen ab, die vom Generalsekretär in 
den VN zirkuliert wurde. 


Im Hinblick auf die 30. Generalversammlung 
bereiten die Neun in Fortsetzung der Politik 
wachsenden Zusammenhalts und gemeinsamen 
Auftretens in den VN abgestimmte, von Koope- 
ration und konstruktivem Geist gekennzeichnete 
Positionen vor. 

— Zypern 

Die Neun haben eine gemeinsame Haltung er- 
arbeitet und bleiben bemüht, auf die Konflikt- 
parteien im Sinne einer friedlichen Lösung einzu- 
wirken. 

— Naher Osten und Europäisch-arabischer Dialog 
(EAD) 

Seit der Nahosterklärung der Neun vom 6. No- 
vember 1973 ist die gemeinsame Nahostpolitik 
ein Schwerpunkt in der EPZ. In ihrem Rahmen 
und in enger Verbindung mit der Mittelmeer- 
politik der EG entwickelt sich der EAD zu einem 
neuartigen Instrument wirtschaftlich/technologi- 
scher Zusammenarbeit zweier Nachbarregionen, 
deren Wirtschaftsstrukturen einander ergänzen. 
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A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 


i. Institutioneile Fragen 


Europäisches Parlament (EP) 

1 . Der Europäische Rat hat am 16./ 17. Juli 1975 den 
Ministerrat gebeten, das Problem der Wahl des EP 
in allgemeinen unmittelbaren Wahlen unter Berück- 
sichtigung des vom EP ausgearbeiteten Entwurfs 
eines Vertrages zur Einführung der Direktwahl zu 
untersuchen und ihm noch in diesem Jahr hierüber 
zu berichten. 

Die Bundesregierung hofft, daß die Verwirklichung 
der Direktwahl innerhalb der vorgesehenen Fristen 
bis 1978 gelingen wird. 

2 . Am 22. Juli 1975 Unterzeichneten die neun Mit- 
gliedstaaten den Vertrag über die Erweiterung der 
Haushaltsbefugnisse des EP, der nach Ratifizierung 
in den nationalen Parlamenten in Kraft treten und 
die EG-Verträge abändern wird. 

Danach kann das EP aus wichtigen Gründen den 
Entwurf des Haushaltsplans der EG global ablehnen 
und die Vorlage eines neuen Entwurfs verlangen. 
Es hatte schon bisher bezüglich der Ausgaben, die 
sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den auf- 
grund des Vertrages erlassenen Rechtsakten erge- 
ben, im Rahmen eines bestimmten Höchstsatzes ge- 
genüber dem Rat das letzte Wort. Nunmehr werden 
die Befugnisse des Europäischen Parlaments auch 
hinsichtlich der zwingenden Ausgaben erweitert; 
Wirken diesbezügliche Änderungsvorschläge nicht 
ausgabeerhöhend, so kann der Rat sie nur mit quali- 
fizierter Mehrheit ablehnen. Schließlich hat künftig 
das Europäische Parlament allein — ohne Mitwir- 
kung des Rates — das Recht, der Kommission Ent- 
lastung zur Ausführung des EG-Haushaltsplanes zu 
erteilen. 

3 . In Ergänzung dieser Vertragsänderungen wurde 
durch eine gemeinsame Erklärung des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission vom 
März 1975 ein Konzertierungsverfahren vereinbart. 
Ziel dieses Verfahrens ist es, Einvernehmen zwi- 
schen Rat und Parlament über gemeinschaftliche 
neue Rechtsakte von allgemeiner Tragweite mit 
ins Gewicht fallenden finanziellen Auswirkungen 
zu erzielen. Es wird immer dann eingeleitet, wenn 
der Rat beabsichtigt, von der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments abzuweichen. 


Rat 

4 . Am 1. Juli 1975 ging der Vorsitz turnusgemäß 
von Irland auf Italien über. 


Europäischer Rechnungshof 

5 . Der Vertrag vom 22. Juli 1975 sieht u. a. die Er- 
richtung eines Europäischen Rechnungshofes vor, 
der an die Stelle des bisherigen Kontrollausschusses 
treten wird. Die Mitglieder werden vom Rat ernannt, 
jedoch erst nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments und unter weitestgehender Berücksichtigung 
seiner Stellungnahme. Der Rechnungshof prüft alle 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft, ins- 
besondere deren Rechtmäßigkeit und Ordnungs- 
mäßigkeit und überzeugt sich von der Wirtschaft- 
lichkeit der Haushaltsführung. Er kann seine Prü- 
fungen auch in den Mitgliedstaaten — in Verbin- 
dung mit deren Prüfungsbehörden — vornehmen. 
Dazu kann er von den Mitgliedstaaten die erforder- 
lichen Unterlagen anfordern. Er kann auf Antrag 
eines Organs der Gemeinschaft — also auch des 
Europäischen Parlaments — Stellungnahmen abge- 
ben. 


Europäischer Gerichtshof 

6 . Das Protokoll vom 3. Juni 1971 über die Aus- 
legung des EWG-Gerichtsstands- und Vollstre- 
ckungsübereinkommens ist am 1. September 1975 in 
den sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten der EG in 
Kraft getreten. Es sichert die einheitliche Auslegung 
und Anwendung des Übereinkommens durch die 
Möglichkeit, den Gerichtshof der EG anzurufen. Ver- 
handlungen über die Anpassung des Übereinkom- 
mens im Hinblick auf die neu beigetretenen Mit- 
gliedstaaten sind im Gange. 


11. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Konjunkturpolitik 

7 . Die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten war 
gemäß den globalen wirtschaftspolitischen Orien- 
tierungen der Regierungschefs vom Dezember 1974 
und den speziellen wirtschaftspolitischen Leitlinien 
vom 18. März 1975 im Berichtszeitraum vorrangig 
darauf ausgerichtet, einen Aufschwung in Stabilität 
zu verwirklichen, d. h. eine allgemeine wirtschaft- 
liche Rezession zu verhindern und die Stabilität wie- 
derherzustellen. Entsprechend dieser Ausrichtung 
für eine kohärente Wirtschaftspolitik haben die 
wirtschaftlich stabileren Mitgliedstaaten ihre Bin- 
nennachfrage seitdem spürbar angeregt. Dies hat es 
den wirtschaftlich instabileren Ländern erleichtert, 
ihre Zahlungsbilanzsituation ohne Rückgriff auf 
protektionistische Maßnahmen durch eine selektive 
Politik der Beschäftigungsstabilisierung bei Ein- 
schränkung des Kostenauftriebs zu verbessern. 
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8 . Im Rahmen der jährlichen zweiten Prüfung der 
Wirtschaftslage durch den Rat der Wirtschafts- und 
Finanzminister am 10. Juli 1975 zeichnete sich die 
Notwendigkeit baldiger zusätzlicher Antirezessions- 
maßnahmen in der Gemeinschaft ab. Der Europä- 
ische Rat beauftragte daraufhin am 16./17. Juli 1975 
die zuständigen Gremien, die Koordinierung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Mitgliedstaaten 
zu verstärken. Zugleich wurde entschieden, daß zur 
Überwindung der globalen Rezession die Abstim- 
mung der Konjunkturpolitik mit den anderen west- 
lichen Industrieländern, vor allem mit den Vereinig- 
ten Staaten und Japan, intensiviert werden müsse. 

Am 23. Juli 1975 richtete die Kommission eine Emp- 
fehlung zur Bekämpfung der Rezession an die Mit- 
gliedstaaten. Sie sah kohärente Konjunkturmaßnah- 
men vor, die den konjunkturellen, strukturellen und 
institutionellen Unterschieden in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten zu entsprechen hatten. Die Gruppe zur 
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik beriet danach in mehreren Sitzungen 
über die Kohärenz der von den Mitgliedstaaten ge- 
planten konjunkturpolitischen Maßnahmen. Diese 
sind inzwischen von den Regierungen zumeist schon 
verabschiedet oder bereits in Kraft gesetzt worden. 
Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister be- 
faßte sich am 22. September 1975 mit den Konjunk- 
turprogrammen der Mitgliedstaaten und erörterte 
die davon erwarteten Auswirkungen auf die Wirt- 
schaftslage der Gemeinschaft. 

Auf Vorschlag der Kommission vom 30. Juli 1975 
wurde die dritte Prüfung der Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft, die sonst im dritten Quartal jedes 
Jahres anhand des von der Kommission vorzule- 
genden Jahresberichts über die Wirtschaftslage in 
der Gemeinschaft stattfindet, auf November 1975 
verschoben. Angesichts der besonders großen Un- 
sicherheit, mit der die Konjunkturaussichten für die 
kommenden Monate und für 1976 nach Auffassung 
der Kommission belastet ist, hält sie die in ihrem 
Jahres wirtschaftsbericht zu treffende Festlegung der 
wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1976 nicht vor 
diesem späteren Zeitpunkt für möglich und zweck- 
mäßig. 

Währungspolitik 

9 . Im Mittelpunkt der europäischen Währungspoli- 
tik stand die Rückkehr des französischen Franken 
in die sogenannte Währungsschlange, die Frank- 
reich unter dem Druck hoher Devisenabflüsse am 
19. Januar 1974 verlassen mußte. Die Rückkehr in 
den Währungsverbund konnte erfolgen, nachdem 
Frankreich durch eine erfolgreiche Stabilisierungs- 
politik die Voraussetzung einer relativ konvergen- 
ten wirtschaftlichen Entwicklung mit den übrigen 
Schlangenpartnern erfüllt hat. 

Im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme des 
französischen Franken sind die Regeln des innerge- 
meinschaftlichen Wechselkurssystems leicht modi- 
fiziert worden: 


— Gold wird künftig nicht mehr in die Berechnung 
der Reservestruktur der Schuldnerzentralbank 
einbezogen. 

Wegen der Bewertungsproblematik wurde Gold 
schon bisher praktisch nicht zum Saldenausgleich 
verwendet; der Goldanteil wurde durch SZR und 
IWF-Positionen ersetzt. 

— Die sehr kurzfristige Kreditierung von Interven- 
tionssalden kann vom Schuldner automatisch 
einmal um drei Monate bis zur Höhe seiner 
Quote im kurzfristigen Währungsbeistand ver- 
längert werden. Weitere zum Saldenausgleich 
anstehende Beträge können nur dann und inso- 
weit verlängert werden, wenn die ununterbro- 
chene Verschuldung innerhalb dieser Fazilität 
weder die Zeit von sechs aufeinanderfolgenden 
Monaten noch die Höhe der Schuldnerquote 
beim kurzfristigen Währungsbeistand über- 
schreitet. 

Wenn eine Zentralbank die automatische Ver- 
längerungsmöglichkeit über sechs Monate in An- 
spruch genommen hat, wird geprüft, ob sich die 
Zahlungsbilanz des Schuldnerlandes in einem 
chronischen Defizit befindet, für das andere Fi- 
nanzierungsarten in Betracht kommen, die gege- 
benenfalls mit wirtschaftspolitischen Auflagen 
versehen sind. 

Durch diese Begrenzung behält die automatische 
Verlängerungsmöglichkeit den Charakter einer 
technischen Fazilität. 

10 . Die Währungsschlange hat auch für Nichtmit- 
gliedstaaten zunehmend an Attraktivität gewon- 
nen. Im Mai dieses Jahres hat die Schweiz ihr In- 
teresse bekundet, ihre Währung an den europä- 
ischen Währungs verbünd zu assoziieren. Die damit 
zusammenhängenden Fragen sind in den zuständi- 
gen Gemeinschaftsgremien geprüft worden. Eine 
Entscheidung des Rates steht bevor. Die Bundesre- 
gierung befürwortet die Assoziierung des Schweizer 
Franken, weil damit die Zone der relativen wirt- 
schafts- und währungspolitischen Stabilität in Europa 
gefördert wird. 

11. Nachdem zwei Mitgliedstaaten im Rat die Ge- 
währung von Mitteln aus der im Herbst letzten 
Jahres beschlossenen Gemeinschaftsanleihe bean- 
tragt haben, wurde die Kommission am 10. Juli 1975 
vom Rat mit der Eröffnung der Anleiheverhandlun- 
gen beauftragt. 

12 . In wichtigen Fragen hinsichtlich der Reform des 
internationalen Währungssystems, die u. a. auf der 
Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds 
im September 1975 diskutiert wurden, ist es der 
Gemeinschaft gelungen, einen gemeinsamen Stand- 
punkt zu vertreten. Die Übereinstimmung der Mit- 
gliedstaaten in der Goldfrage und der Quotener- 
höhung war ausschlaggebend für eine Einigung im 
Internationalen Währungsfonds. 
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Haushalt der EG 

13 . Der EG-Haushalt 1975 (einscliließlich des Ent- 
wurfs für einen 4. Nachtragshaushaltsplan) be- 
läuft sich auf 6 265 758 407 RE = 22 932 675 770 DM 
(Kurs 1 RE = 3,66 DM). 

Die Mittel sind auf folgende Ausgabengruppen ver- 


teilt (in Millionen RE) : 

1. Verwaltungsausgaben 439 

2. Forschung und Investitionen 97 

3. Europäischer Sozialfonds 369 

4. Europäischer Regionalfonds 150 

5. Europäischer Agrarfonds 

— Abteilung Garantie 4 183 

— Abteilung Ausrichtung 325 

6. Ausgaben für Entwicklungsländer 312 

7. Erstattung von Erhebungskosten für EG- 

Eigenmittel 390 


6 265 


Der Entwurf des Nachtragshaushaltsplans Nr. 4/1975 
ist dem Europäischen Parlament zur Stellungsnahme 
vorgelegt worden. Mit der endgültigen Feststellung 
dieses Nachtragshaushaltsplans ist im Lauf des No- 
vembers 1975 zu rechnen. Änderungen sind voraus- 
sichtlich nicht zu erwarten. 

14 . Der Entwurf des EG-Haushalts 1976 wurde mit 
qualifizierter Mehrheit vom Rat am 29. September 

1975 aufgestellt und dem Europäischen Parlament 
zugeleitet. Der Rat hat an dem ursprünglich von der 
Kommission vorgeschlagenen Budget- Volumen von 
rd. 8 058 Millionen RE Kürzungen von rd. 600 
Millionen RE vorgenommen. Auch dieses gekürzte 
Budget-Volumen bedeutet gegenüber dem Vorjahr 
immer noch eine Steigerung von rd. 19,3 v. H. Falls 
der EG-Haushalt durch das Europäische Parlament 
keine wesentliche Änderung erfahren sollte, würde 
sich unser Finanzierungsanteil auf rd. 7 450 Millio- 
nen DM (27,6 V. H.) belaufen. 

15 . Insbesondere aufgrund einer deutschen Initia- 
tive wurde die Kommission aufgefordert, Vor- 
schläge zur Festsetzung einer realistischeren Rech- 
nungseinheit zu machen, und zwar so rechtzeitig, 
daß die neue RE möglichst noch auf den Haushalt 

1976 Änwendung finden kann. 


III. Wettbewerbspolitik 

Beihilfen 

16 . Mit Wirkung vom 1. Juli 1975 ist die 3. Richt- 
linie über Schiffbaubeihilfen in Kraft getreten. Damit 
haben sich die Mitgliedstaaten über einen weiteren 
Abbau der Beihilfen für den Schiffbau geeinigt. Die 
direkten Bausubventionen werden danach bis Ende 
1975 — mit bestimmten degressiv gestalteten Aus- 


nahmen für Frankreich, Italien und Irland — besei- 
tigt. Darüber hinaus werden Meldepflichten für die 
fortbestehenden direkten Bausubventionen und für 
die indirekten Investitionshilfen eingeführt. 


IV. Steuerpolitik 

17 . Die Arbeiten auf dem Gebiet der Steuerharmo- 
nisierung konzentrierten sich, wie bisher schon, auf 
die Mehrwertsteuer, die Verbrauchsteuern, die Ge- 
sellschaftsteuer und auf Teilbereiche der direkten 
Steuern und des Verfahrensrechts. Große Bedeu- 
tung kommt hierbei dem Kommissionsvorschlag 
über die Harmonisierung der Körperschaftsteuer- 
systeme und der Kapitalertragsteuer auf Dividen- 
den zu, der dem Rat mit Schreiben vom 1. August 
1975 offiziell zugeleitet worden ist. 


Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

18 . Der Vorschlag einer 6. Richtlinie zur Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuern hat neben verschiedenen 
steuerlichen Grundsatzproblemen auch einige Fra- 
gen aufgeworfen, die die Erhebung eigener Einnah- 
men der EG aus der Mehrwertsteuer betreffen. Die 
Gruppe Finanzfragen des Rates hat inzwischen zu 
den die Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EG betref- 
fenden Fragen einen besonderen Bericht erstellt. 
Der Ausschuß der Ständigen Vertreter beabsichtigt, 
diesen Bericht zusammen mit den steuerlichen 
Grundsatzproblemen des Richtlinien Vorschlags dem 
Rat noch in diesem Jahr zur Entscheidung vorzu- 
legen. 

Da die Richtlinie bisher noch nicht verabschiedet 
worden ist, konnte das mit ihr verbundene Ziel, ab 

1. Januar 1975 eine Grundlage für die Erhebung ei- 
gener Einnahmen der EG aus der Mehrwertsteuer 
zu schaffen, zum vorgesehenen Zeitpunkt nicht ver- 
wirklicht werden. Die EG-Eigenmittel werden daher 
insoweit zunächst nach dem Anteil des Bruttosozial- 
produkts des jeweiligen Mitgliedstaates am gesam- 
ten Bruttosozialprodukt der Gemeinschaft abgeführt. 

Verbrauchsteuern 

19 . Den Richtlinienvorschlag über die Harmonisie- 
rung der Verbrauchsteuern auf Mineralöle hat die 
Ratsarbeitsgruppe Finanzfragen im März 1975 einer 
ersten Prüfung unterzogen. Entsprechend dem Be- 
schluß des Bundestages ist dabei von deutscher 
Seite gefordert worden, die Besteuerung des schwe- 
ren Heizöls und der Schmierstoffe beizubehalten. 

20 . Im Juni 1975 hat die Ratsarbeitsgruppe Finanz- 
fragen den Vorschlag der Kommission für eine 

2. Richtlinie zur Harmonisierung der Tabak- 
steuer abschließend behandelt. Der Richtlinien Vor- 
schlag sieht im wesentlichen die Einordnung der 
Tabakerzeugnisse in bestimmte Gruppen und die 
begriffliche Festlegung der Tabakerzeugnisse vor. 
Mit Schreiben vom 24. Juni 1975 hat die Kommission 


10 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4227 


dem Rat vorgeschlagen, die erste Stufe der Tabak- 
steuerharmonisierung um ein weiteres Jahr bis zum 
30. Juni 1977 zu verlängern. Das bedeutet, daß wei- 
tere Fortschritte in der Harmonisierung der Ziga- 
rettenbesteuerung vor dem 1. Juli 1977 nicht zu er- 
warten sind. 

Verkehrsteuern 

21 . Die Kommission hat die Vorarbeiten für eine 
Harmonisierung der Börsenumsatzsteuer, die län- 
gere Zeit geruht hatten, wiederaufgenommen und 
in mehreren Sitzungen die Sachverständigen ge- 
hört. Sie beabsichtigt, dem Rat noch vor Ablauf des 
Jahres 1975 einen Richtlinienvorschlag vorzulegen. 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftiichen 
Reiseverkehr 

22 . Der Vorschlag einer 3. Reiserichtlinie, durch die 
in erster Linie eine innergemeinschaftliche Regelung 
für die Verkäufe in den unter Zollaufsicht stehenden 
Verkaufseinrichtungen der Flughäfen und bei Ver- 
käufen an Bord von Flugzeugen und Schiffen getrof- 
fen werden sollte, ist von der Kommission am 
11. Juni 1975 zurückgezogen worden. Die Kommis- 
sion hat ihren Schritt damit begründet, daß es in- 
folge von Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Mitgliedstaaten nicht möglich gewesen sei, den 
Vorschlag weiter zu prüfen; der Rat habe daher 
davon abgesehen, die geplante Maßnahme weiter- 
zuverfolgen. 


Direkte Steuern 

23 . Mit Schreiben vom 1. August 1975 hat die Kom- 
mission dem Rat den „Vorschlag einer Richtlinie 
des Rates zur Harmonisierung der Körperschaft- 
steuersysteme und der Regelungen der Quellensteuer 
auf Dividenden" unterbreitet. Der Vorschlag sieht 
die Einführung eines Teil-Anrechnungsverfahrens 
in der Gemeinschaft vor. Der Satz der Körperschaft- 
steuern soll zwischen 45 und 55 v. H. betragen, wo- 
bei kein Unterschied zwischen den einbehaltenen 
und den ausgeschütteten Teilen des Gewinns ge- 
macht werden darf. 45 bis 55 v. H. der Körperschaft- 
steuer, die auf die Ausschüttung entfällt, sollen auf 
die Einkommensteuer der Anteilseigner angerechnet 
werden bzw. eine Erstattung auslösen. Die An- 
rechnung muß allen Anteilseignern gewährt werden, 
die in der EG ansässig sind, auch wenn die Betei- 
ligung an der ausschüttenden Gesellschaft über eine 
Muttergesellschaft gehalten wird. 


V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

24 . Nach den grundlegenden Beschlüssen des Rates 
vom 18. März 1975 hat im Berichtszeitraum die 
praktische regionalpolitische Arbeit auf Gemein- 


schaftsebene begonnen. Im Juli 1975 konstituierte 
sich der Ausschuß für Regionalpolitik, dessen vor- 
dringliche Aufgabe zunächst die Erarbeitung eines 
Schemas für die Aufstellung regionaler Entwick- 
lungsprogramme ist, die Voraussetzung für die Be- 
teiligung des Europäischen Regionalfonds sein wer- 
den. Der Ausschuß wählte ein deutsches Mitglied 
für die Dauer von zwei Jahren zum Vorsitzenden. 
Inzwischen haben die Mitgliedstaaten der Kommis- 
sion Anträge auf Beteiligung des Europäischen Re- 
gionalfonds für das Jahr 1975 vorgelegt, über die 
nach Befassung des ebenfalls bereits eingesetzten 
Fondsausschusses und — soweit es sich um Infra- 
strukturmaßnahmen von 10 Millionen RE und mehr 
handelt — des Ausschusses für Regionalpolitik noch 
in diesem Jahr entschieden werden soll. Bei den 
deutschen Anträgen wurden regionale Prioritäten 
gebildet, die denen des 4. Rahmenplans der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" entsprechen. 

Industriepolitik 

25 . Die Kommission hat einen Vorschlag für fünf 
vorrangige Aktionen zur Förderung der EDV-An- 
wendung vorgelegt; sie hat damit begonnen, ihre 
Vorstellungen auf dem EDV-Gebiet zu präzisieren. 
Bei den Projekten handelt es sich um die Errichtung 
einer Datenbank zur Organ- und Blutgruppenan- 
passung sowie um Studien über den Einsatz von 
EDV-Geräten bei der Luftverkehrskontrolle, beim 
komputerunterstützten Konstruieren, bei der Ge- 
meinschaftsrechtsdokumentation und zur Bewälti- 
gung des Datenflusses innerhalb der Gemeinschaft. 
Die Bundesregierung steht der Mehrzahl dieser Vor- 
haben aufgeschlossen gegenüber; die Vorhaben wer- 
den sich allerdings nicht alle verwirklichen lassen, 
da die angespannte Haushaltstage zu einer Auswahl 
zwingt. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

26 . Der Rat der Gouverneure der EIB hat am 
10. Juli 1975 die Aufstockung des Kapitals der EIB 
um 75 V. H. beschlossen, um dem wachsenden Kapi- 
talbedarf der Bank für Finanzierungen sowohl in- 
nerhalb der Gemeinschaft als auch in bestimmten 
Staaten außerhalb der Gemeinschaft in den folgen- 
den Jahren Rechnung zu tragen. 

Das gezeichnete Kapital ist von 2,025 Mrd. RE auf 
3,54375 Mrd. RE erhöht worden. Die Mitgliedstaa- 
ten übernehmen die Anteile im Verhältnis ihrer An- 
teile am bisherigen Kapital der Bank. Der Anteil 
der Bundesrepublik Deutschland beträgt jetzt 
787,5 Millionen RE gegenüber vorher 450 Millionen 
RE. Von dem Erhöhungsbetrag werden 10 v. H. in 
Landeswährung in acht gleichen Halbjahresraten 
eingezahlt, der Rest ist haftendes Kapital. 

27 . Am gleichen Tag haben die im Rat vereinigten 
Regierungsvertreter beschlossen, die Satzung der 
EIB dahin gehend zu ändern bzw. zu ergänzen, daß 
der Rat der Gouverneure künftig ermächtigt wird. 
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auf Vorschlag des Verwaltungsrates einstimmig die 
Definition der Rechnungseinheit (RE) der EIB zu 
ändern. Dieser Beschluß bedarf noch der Ratifizie- 
rung durch die Mitgliedstaaten, da es sich um eine 
Änderung des Protokolls Nr. 1 (Satzung der EIB) 
zum EWG-Vertrag handelt. Der Rat der Gouver- 
neure der Bank hat bereits am 18. März 1975 als 
Ubergangslösung den Wert der RE in Anlehnung 
an den Währungskorb des Sonderziehungsrechts des 
Internationalen Währungsfonds neu festgelegt. Dies 
gilt erstmalig für die Erstellung der Bilanz zum 

31. Dezember 1974, bei der infolge der Neubewer- 
tung der Landeswährungen für 1 RE nicht mehr 
3,66 DM, sondern gegenwärtig rund 3,07 DM ge- 
rechnet wurden. 


VI. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

28 . Der Getreidemarkt der Gemeinschaft stand auch 
zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1975/76 (1. August) 
unter dem Einfluß eines starken Preisanstiegs auf 
dem Weltmarkt, der vor allem durch Käufe der 
UdSSR ausgelöst wurde. Von Juni bis August stie- 
gen die Weltmarktpreise bei Weichweizen um rund 
60 V. H., bei Mais um rund 40 v. H. und bei Gerste 
um rund 80 v. H., das Preisniveau der Gemeinschaft 
wurde zeitweise bei Hartweizen, Gerste und Hafer 
überschritten. Da zudem die Getreideernte 1975 der 
Gemeinschaft gegenüber dem Vorjahr um rund 
10 Millionen t kleiner ist, hoben sich — auch in der 
Bundesrepublik — die Marktpreise im August und 
September 1975 deutlich von den Interventionsprei- 
sen ab. Zur Sicherstellung der Versorgung der Ge- 
meinschaft wurden deshalb für die Ausfuhr von Ge- 
treide Abschöpfungen festgesetzt. 

Der Rat hat die landwirtschaftlichen Erzeuger in 
einer im Juli verabschiedeten Empfehlung auf eine 
künftige Regelung hingewiesen, nach der Weich- 
weizen mit unzureichenden Teig- und Backeigen- 
schaften vom Wirtschaftsjahr 1976/77 an nur bis zur 
Höhe seines Futterwertes bewertet werden wird. 
Die Landwirte in der Gemeinschaft können diese 
Regelung somit bei der Planung der Aussaat für 
die Ernte 1976 bereits berücksichtigen. 

29 . Die Trocknung von Kartoffeln, die in der Bun- 
desrepublik regional wegen der Verbindung mit 
der Trocknung von Grünfutter von Bedeutung ist, 
wurde in die EWG-Trockenfutter-Marktorganisation 
einbezogen. Durch diese Marktorganisation soll eine 
bessere Eiweißversorgung des Gemeinschaftsmark- 
tes gewährleistet werden, ohne daß aber der preis- 
werte Bezug von Eiweißkonzentraten am Welt- 
markt eingeschränkt wird. 

30 . Auf dem Rindfleischsektor ist die seit Ende 
1973 zu beobachtende starke Produktionsausdeh- 
nung Mitte 1975 in den meisten EG-Ländern zum 
Stillstand gekommen. Aufgrund der einsetzenden 
Normalisierung des Angebotes haben sich die Preise 
in letzter Zeit erholt. Anfang September 1975 be- 
wegte sich der durchschnittliche Referenzpreis für 


Schlachtrinder in der EG mit 336 DM/100 kg Lebend- 
gewicht um 9 V. H. über dem vorjährigen Niveau. 
Indessen konnte eine wesentliche Auflockerung des 
seit Mitte Juli 1974 bestehenden Importverbotes 
noch nicht durchgesetzt werden, weil im Durch- 
schnitt der Gemeinschaft 

— der Interventionspreis zur Zeit noch um rund 
5 V. H. unterschritten wird und 

— sich infolge der anhaltenden Dauerintervention 
immer noch annähernd 300 000 t Rindfleisch in 
staatlichen Interventionslägern befinden. 

31 . Die gemeinsame Marktorganisation für verar- 
beitetes Obst und Gemüse wurde durch eine grund- 
sätzliche Liberalisierungsregelung des Handels mit 
dritten Ländern vervollständigt. Um daraus entste- 
hende zusätzliche Wettbewerbsschwierigkeiten für 
die Erzeuger in der Gemeinschaft zu vermeiden 
bzw. einzuschränken, wurde gleichzeitig ein gestaf- 
feltes Schutzsystem errichtet. Tomatenmark erhält 
ein an den Produktionskosten der Gemeinschaft 
orientiertes Einfuhrmindestpreissystem, das durch 
Kautionen abgesichert wird. Weitere neun Erzeug- 
nisse werden zu besonderen Bedingungen lizenz- 
pflichtig. Darüber hinaus werden die Einfuhren bei 
20 Erzeugnissen durch Kontrolle der Zollpapiere 
ständig überwacht. Verarbeitungserzeugnisse aus 
Kartoffeln sind von der Liberalisierung gegenüber 
dritten Ländern ausgenommen. Das gleiche gilt für 
Zitrusfrüchte und für Trockenpflaumen für eine 
Übergangszeit. Die bereits bestehende Allgemeine 
Schutzklausel wurde unverändert übernommen. 

32 . Der Milchmarkt ist durch rückläufigen Ver- 
brauch und verringerte Drittlandsausfuhren einer- 
seits sowie eine zunehmende Verlagerung auf die 
Herstellung von Interventionsprodukten anderer- 
seits gekennzeichnet. Die Butterbestände in öffent- 
licher und privater Lagerhaltung nahmen von 
46 369 t am 3. April auf 281 658 t am 11. September 
zu. Die entsprechenden Bestände bei Magermilch- 
pulver stiegen im gleichen Zeitraum von 439 441 t 
auf 1 024 210 t. Die strukturellen Überschüsse gro- 
ßen Umfanges machen eine grundsätzliche Überprü- 
fung der Milchmarktpolitik durch den Ministerrat 
erforderlich. 

33 . Ausgelöst durch technischen Fortschritt, Flächen- 
ausweitung und stagnierenden Verbrauch sind in 
der EG 15 bis 20 Millionen hl Überschüsse an Ta- 
felwein entstanden. Es ist damit zu rechnen, daß 
diese zumindest teilweise strukturell bedingten 
Überschüsse künftig noch zunehmen, wenn keine 
geeigneten Gegenmaßnahmen getroffen werden. 
Kurzfristig wurden 1975 bisher rund 20 Millionen hl 
der italienischen und französischen Tafelweine mit 
einem Kostenaufwand von rund 180 Millionen RE 
zu Alkohol und Branntwein destilliert. Ferner wur- 
den Lagerbeihilfen und Ausfuhrerstattungen ge- 
währt 

Zur mittel- und langfristigen Herstellung eines 
Marktgleichgewichts hat die Kommission Maßnah- 
men zur Verminderung des Weinbaupotentials, zur 
Qualitätsverbesserung und zur Umgestaltung des In- 
terventionssystems vorgelegt. Das Interventionssy- 
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Stern soll so gestaltet werden, daß kein Anreiz zur 
Produktionsausweitung gegeben wird. Da die Auf- 
fassungen der einzelnen Mitgliedstaaten über die 
geeigneten Lösungen und die langfristige Wein- 
politik sehr unterschiedlich sind, konnte der Rat bis- 
her keine Entscheidung treffen. 


Strukturpolitik 

34 . Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat inzwischen zu den in der Bundesrepublik 
Deutschland angewandten Durchführungsvorsdirif- 
ten zur beruflichen Qualifikation der in der Land- 
wirtschaft tätigen Personen eine positive Entschei- 
dung getroffen. Damit sind nunmehr in der Bundes- 
republik Deutschland alle Bereiche, die von den im 
April 1972 beschlossenen Strukturrichtlinien erfaßt 
werden, an die EG- Vorschriften angepaßt worden. 
Bund und Ländern wird ein Teil ihrer hierfür ver- 
ausgabten Förderungsmittel aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds, Abteilung Aus- 
richtung, erstattet. 

35 . Der Rat hat am 28. April 1975 die Richtlinie 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und in be- 
stimmten benachteiligten Gebieten sowie die Richt- 
linien für die europäischen Fördergebiete ange- 
nommen. Diese Richtlinien sind mit der Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften am 19. Mai 1975 rechtswirksam geworden. 
Im Jahr 1975 wird sich die Gemeinschaft an den Ko- 
sten der „Bergbauernrichtlinie" mit 25 v. H. betei- 
ligen. 


Währungspolitische Maßnahmen auf dem 
Agrarsektor 

36 . Das Grenzausgleichssystem wurde im Berichts- 
zeitraum bis auf die fünfprozentige Abwertung des 
englischen und irischen Pfundes ab 4, August 1975 
unverändert fortgeführt. 


Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

37 . Im Beihilfenbereich ist eine weitgehende Zu- 
rückhaltung aller Mitgliedstaaten bei der Vergabe 
von Förderungsmitteln zu verzeichnen gewesen, de- 
ren Ursachen überwiegend in der gesamtwirtschaft- 
lichen Situation zu finden sind. Hinzu kommen die 
Auswirkungen der Ratsentschließung vom 2. Okto- 
ber 1974, insbesondere die Verpflichtung zur stren- 
gen Einhaltung der Beihilfenbestimmungen des EWG- 
Vertrages. Soweit im Agrarsektor neben den lau- 
fenden Programmen neue Maßnahmen eingeführt 
worden sind, sind sie Bestandteil gesamtwirtschaft- 
licher Initiativen zur Förderung der Wirtschaftsent- 
wicklung gewesen. Eine der wenigen Ausnahmen 
von dieser Tendenz waren die von Frankreich ge- 
troffenen Maßnahmen zur Ergänzung der Preisbe- 
schlüsse für das Wirtschaftsjahr 1975/76. 


38 . Die Einstellung der Kommission zu den Fragen 
der nationalen Beihilfen ist von einer weitgehenden 
Zurückhaltung gekennzeichnet. Zur Begründung 
wird darauf hingewiesen, daß eine zufriedenstellen- 
de Behandlung dieser Probleme nach der derzei- 
tigen Sach- und Rechtslage nicht möglich und eine 
Neuorientierung im Rahmen der Bestandsaufnahme 
daher unbedingt erforderlich sei. Die Vorbereitun- 
gen für diese Debatte sind in allen Mitgliedstaaten 
weitgehend abgeschlossen, u. a. sind die vom Rat 
angeforderten Beihilfeninventare von fast allen Mit- 
gliedstaaten vorgelegt worden. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) 

39 . Für das Haushaltsjahr 1975 hat der Rat den 
Entwurf eines dritten Nachtrags- und Berichtigungs- 
haushalts aufgestellt und dem EP zur Stellungnahme 
zugeleitet, der für den Bereich des EAGFL über 
200 Millionen RE (732 Millionen DM) lautet. Der 
noch auf weitere 452,5 Millionen RE (1 656,2 Millio- 
nen DM) geschätzte Anstieg der Agrarausgaben soll 
durch Mittelübertragungen gedeckt werden. 


Die Haushalte 1974, 1975 und der Voranschlag für 
1976 stellen sich wie folgt dar; 


EAGFL 

Haushalt 

1974 

Ist 

Haushalt 
1975 1) 
Soll 
in 

Millionen 

DM 

Entwurf 
1976 2) 
Soll 

Abt. Garantie 

Abt. Ausrichtung .... 

11 372,7 16 956,8 18 886,7 

1 189,5 1 189,5 1 189,5 

insgesamt . . . 

12 562,2 18 146,3 20 076,2 



Stand: 29. September 1975 


^) Haushaltsansatz einschließlich 4. Nachtrags- und Be- 
richtigungshaushalt 

2) Entwurf des Rates (ohne Berücksichtigung kommender 
Preisbeschlüsse) 

Für 1976 beträgt auf Grund des Vorentwurfs der 
Kommission die Steigerung in der Abt. Garantie im 
Vergleich zu den 1975 erwarteten Ausgaben rd, 
11 V, H. Obwohl es sich hier — gemessen am Ge- 
samthaushalt — um eine unterdurchschnittliche Stei- 
gerungsrate handelt, ist diese Zunahme wegen des 
hohen Ausgabenanteils des EAGFL, Abteilung Ga- 
rantie im EG-Haushalt (1975: 67,7 v. H.) doch von er- 
heblicher Bedeutung. Auch in Zukunft wird deshalb 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik von 
der Bundesrepublik erhebliche finanzielle Leistun- 
gen verlangen (deutscher Finanzierungsanteil im 
EG-Haushalt 1976 rd. 27,6 v. H.). 

40 . Seit Errichtung des EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, im Jahr 1964 hat die Bundesrepublik für Struk- 
turverbesserungsmaßnahmen nach der VO 17/64/ 
EWG rd. 1,231 Mrd. DM erhalten. Diese Mittel wur- 
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den von 1964 bis einschließlich 1. August 1975 für 
insgesamt 1 067 Vorhaben bewilligt. Der Hauptanteil 
von 707,46 Millionen DM oder 57,5 v. H. entfiel auf 
558 Vorhaben zur Verbesserung der Produktions- 
struktur, und zwar vor allem auf Maßnahmen der 
Flurbereinigung, der Wasserwirtschaft und des Wirt- 
schafts Wegebaues. 


Die bisher den einzelnen Mitgliedstaaten seitens der 
Kommission bewilligten Zuschüsse für diese Einzel- 
vorhaben verteilen sich wie folgt; 


Mitgliedstaat 

bewilligter Zuschuß 

Millionen .. 

DM 

Bundesrepublik 

Belgien 

Dänemark 

Frankreich 

1 231,2 26,3 

314,9 6,7 

53,3 1,1 

982,0 20,9 

69,1 1,5 

1 496,1 31,9 

23,9 0,5 

346,8 7,4 

174,7 3,7 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Großbritannien 


insgesamt . . . 

4 692,0 100,0 


Bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, daß die 
Mitgliedstaaten Dänemark, Irland und Großbritan- 
nien erst seit 1973 Zuschüsse aus dem EAGFL, Ab- 
teilung Ausrichtung, erhalten. 

41 . Die Ausgaben der Abt. Ausrichtung sind durdi 
einen Plafond nach oben begrenzt (325 Millionen 
RE = 1 189,5 Millionen DM). 

Nach Schätzung der Kommission führen die vom 
Rat bisher beschlossenen oder zur Beschlußfassung 
vorliegenden Maßnahmen bereits 1978 zur Über- 
schreitung des Plafonds der Abt. Ausrichtung. Der 
überschießende Betrag wird auf die aus nicht in An- 
spruch genommenen Ermächtigungsbeträgen der 
vergangenen Jahre gebildete Verpflichtungsreserve 
(sog. Mansholt-Reserve) anzurechnen sein. Kassen- 
mittel zur Deckung der hieraus erwachsenen zusätz- 
lichen Beitragsverpflichtungen der Mitgliedstaaten 
stehen nicht zur Verfügung. Sie müssen erforder- 
lichenfalls durch Einsparungen an anderer Stelle 
aufgebracht werden. Bei Inanspruchnahme der Re- 
serve wird darauf geachtet werden müssen, daß die 
abzurufenden zusätzlichen Beitragszahlungen nicht 
zu unzumutbaren Kumulierungen mit den Zahlungs- 
verpflichtungen des laufenden Jahres führen. 

Eine Verbesserung des Finanzgebarens wird auch in 
diesem Bereich unumgänglich sein. Die Bundesre- 
gierung wird im Zusammenhang mit der „Bilanz der 
gemeinsamen Agrarpolitik" und bei ihren Bemühun- 
gen um eine Verbesserung des Finanzgebarens der 
EG entsprechende Vorschläge unterbreiten. 


42 . Auf dem Gebiet der Aufdeckung und Verhin- 
derung betrügerischer Praktiken wurde das beste- 
hende Informationssystem weiter ausgebaut. So ha- 
ben auf Gemeinschaftsebene bereits mehrere Infor- 
mationstagungen unter Beteiligung nationaler Ex- 
perten stattgefunden. Ziel dieser Tagung ist insbe- 
sondere, die Zusammenarbeit zwischen den nationa- 
len Dienststellen sowie zwischen ihnen und den 
Dienststellen der EG-Kommission bei der Bekämp- 
fung von Unregelmäßigkeiten zu verstärken und zu 
verbessern. 

Der bei der Kommission bestehende Ausschuß hoher 
nationaler Beamter zur Untersuchung von Möglich- 
keiten zur verstärkten Verhinderung und Verfol- 
gung von Unregelmäßigkeiten im Rahmen der 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik (sog. 
Cheysson-Ausschuß) hat seine Untersuchungsbe- 
richte über die Marktordnungssektoren Milch und 
Milcherzeugnisse sowie Ölsaaten und Olivenöl vor- 
gelegt. Die Erörterungen über die Empfehlungen des 
Ausschusses und die daraus zu ziehenden Folgerun- 
gen sind im Europäischen Parlament und im EG-Rat 
noch nicht abgeschlossen. 


VII. Energiepolitik 

43 . Die von der Bundesregierung nachdrücklich 
unterstützten Bemühungen um ein gemeinsames 
energiepolitisches Konzept wurden fortgesetzt. Lei- 
der wurden auch im vergangenen Halbjahr in wich- 
tigen Bereichen nur unbefriedigende Fortschritte er- 
zielt. 

Ein Schwergewicht lag bei den Fragen im Zusam- 
menhang mit der Entwicklimg zusätzlicher Energien. 
Die Bundesregierung setzte sich insbesondere auf 
der Tagung des Rates am 26. Juli 1975 mit Nach- 
druck für die Erarbeitung einer Gemeinschaftshal- 
tung zu diesem Problem ein, das auch im Rahmen 
der langfristigen Zusammenarbeit der Verbraucher- 
länder in der Internationalen Energieagentur (lEA) 
hohe Priorität hat. 

Wenngleich hierzu bislang noch keine konkreten 
Entscheidungen getroffen wurden, sind doch die 
Aufnahme der materiellen Diskussion zu diesen Fra- 
gen in der Gemeinschaft und die bisher erfolgte Ko- 
ordinierung der Haltung der an der lEA beteiligten 
Mitgliedstaaten als Erfolg zu werten. 

44 . Folgende konkrete Vorschläge der Kommission 
wurden verabschiedet: 

— Entschließung über die Festsetzung eines kurz- 
fristigen Zieles für die Verringerung des Erdöl- 
verbrauchs. Danach soll der innergemeinschaft- 
liche Verbrauch 1975 gegenüber 1973 um 9 v. H. 
auf rd. 500 Millionen t gesenkt werden. 

— Richtlinie zur Verpflichtung der Mitgliedstaa- 
ten, Mindestvorräte für 30 Tage an fossilen 
Brennstoffen bei den Wärmekraftwerken zu hal- 
ten. 
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45 . Auf der Pariser Vorkonferenz vom April 1975 
wurden die Mitgliedsländer der Gemeinschaft durch 
die Gemeinschaft als solche vertreten. Diese hat 
eine aktive Rolle gespielt und war insbesondere be- 
müht, einen Beitrag zur Vermittlung zwischen In- 
dustrieländern und den Erdöl- und anderen Entwick- 
lungsländern zu leisten. Nach der Unterbrechung 
der Vorkonferenz hat die Europäische Gemeinschaft 
von Anfang an ihren Wunsch nach baldmöglicher 
Wiederaufnahme des multilateralen Konferenzdia- 
logs zum Ausdruck gebracht. Im Juni 1975 hat die 
Kommission eine Mitteilung über die Fortsetzung 
des Dialogs vorgelegt. Mit der Vorbereitung des 
Dialogs ist eine Arbeitsgruppe auf hoher Ebene be- 
traut. 

Frankreich hat am 15. Sptember die sieben an der 
Pariser Vorkonferenz teilnehmenden Erdöl- und an- 
deren Entwicklungsländer (Algerien, Brasilien, In- 
dien, Iran, Saudi-Arabien, Venezuela und Zaire) 
sowie die USA, Japan und die Europäische Gemein- 
schaft zur Wiederaufnahme der Vorkonferenz am 
13. Oktober 1975 nach Paris eingeladen. Die Gemein- 
schaft hat die Einladung angenommen. Für die Vor- 
konferenz ist sichergestellt, daß die Mitgliedslän- 
der wiederum durch die Gemeinschaft als solche 
vertreten werden. Für die Hauptkonferenz besteht 
ein britischer -Vorbehalt. Die Bundesregierung legt 
besonders großen Wert darauf, daß auch für die 
Hauptkonferenz die Gemeinschaftsvertretung sicher- 
gestellt wird. 

Der weitere Dialog sieht vor: Behandlung der Be- 
reiche Energie, Rohstoffe, Entwicklung und damit 
zusammenhängende finanzielle Fragen gleichrangig 
nebeneinander. 

Vorkonferenz in Paris im Oktober 1975 in gleicher 
Zusammensetzung, auf gleicher Ebene und mit 
gleichen Verfahrensregeln wie im April. Aufgabe 
der Vorkonferenz ist es, den Konsensus vom April 
über die Einberufung einer beschränkten aber reprä- 
sentativen Konferenz bestätigen zu lassen, die Zahl 
ihrer Teilnehmer und die Auswahlmodalitäten zu 
bestimmen sowie der Konferenz Vorschläge über 
die Bildung von Kommissionen, ihre Aufgaben und 
ihre Zusammensetzung (Mitglieder und Beobachter) 
zu unterbreiten. 

Spätestens zwei Monate nach Ende der Vorkonfe- 
renz soll auf Ministerebene die Hauptkonferenz in 
erweitertem Teilnehmerkreis von 27 Ländern (acht 
Industrieländer — 19 Entwicklungsländer) stattfin- 
den. Aufgabe der Hauptkonferenz wird es sein, über 
die Vorschläge der Vorkonferenz zu befinden und 
Kommissionen für Energie, Rohstoffe, Entwicklung 
und finanzielle Fragen einzusetzen. Die Kommission 
für Finanzfragen wird alle Finanzfragen einschließ- 
lich ihrer monetären Aspekte, die in Verbindung 
mit den Arbeiten der drei anderen Kommissionen 
auftauchen, zu behandeln haben. 

Frühestens sechs, spätestens zwölf Monate nachdem 
die Kommissionen ihre Arbeit aufgenommen haben, 
ist eine zweite Ministerkonferenz vorgesehen. 


VIII. Verkehrspolitik 

46 . Nach dem Grundsatzurteil des Europäischen 
Gerichtshofes 167/73 vom 21. Juni 1974 unterliegen 
Seeschiffahrt und Luftfahrt den Allgemeinen Be- 
stimmungen des EWG-Vertrages, z. B. auch denen 
über die Freizügigkeit. Die Einbeziehung dieser bei- 
den Verkehrsträger in die gemeinsame Verkehrspo- 
litik der Europäischen Gemeinschaften (Titel IV 
EWGV) setzt jedoch einen — bisher nicht ergange- 
nen — Beschluß des Rates nach Artikel 84 II voraus. 
Deshalb wendet sich die Kommission jetzt zuneh- 
mend auch Themen dieses Fachbereichs zu. In einer 
ersten Bestandsaufnahme prüft sie zusammen mit 
Experten der Verkehrsträger Grundlagen und Mög- 
lichkeiten für spätere Gemeinschaftsregelungen auf 
diesen Gebieten. Soweit dabei die Seehäfen ange- 
sprochen sind, stützt sich die Kommission u. a. bei 
ihren Arbeiten auf die Entschließung des Europäi- 
schen Parlaments vom 17. April 1972, die die Grund- 
sätze einer gemeinsamen Hafenpolitik definiert hat. 

47 . Bei der Fortbildung der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik für die drei Binnenverkehrsträger Eisen- 
bahnen, Straßenverkehr und Binnenschiffahrt ist da- 
gegen eine gewisse Stagnation nicht zu übersehen. 
So ist es leider nicht gelungen, z. B. in der Frage 
der Steuerharmonisierung, der Abgeltung der Wege- 
kosten oder der Maße und Gewichte für Kraftfahr- 
zeuge konkrete Fortschritte zu erzielen. Auch das 
vom Europäischen Parlament vorgeschlagene ver- 
kehrspolitische Gesamtkonzept ist von einigen Part- 
nern nur sehr zurückhaltend aufgenommen worden. 
Hand in Hand mit dem ins Stocken geratenen Auf- 
bau einer Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union offenbart sich auch im Verkehrsbereich die 
Tendenz einiger Mitgliedstaaten, die darauf abzielt, 
den innerstaatlichen (nationalen) Bereich aus dem 
gemeinsamen Vorgehen weitgehend auszuklammem 
und insoweit sogar bestehende Gemeinschafts, rege- 
lungen in Frage zu stellen. 

Die Bundesregierung verfolgt alle derartigen Ent- 
wicklungen mit größter Aufmerksamkeit. Denn die 
Folge wäre letzlich die Abwendung vom supranatio- 
nalen Gemeinschaftsdenken zurück zu neuem inter- 
nationalen Multilateralismus. 


IX. Forschung und Technologie 

48 . Auf dem Gebiet der Energdeforschung einigte 
sich der Rat auf ein gemeinsames Programm, mit 
dem in einem Zeitraum von vier Jahren insgesamt 
59 Millionen RE für Forschungs- und Entwicklungs- 
projekte auf folgenden Gebieten bereitgestellt wer- 
den sollen: 

- — Energieeinsparung, 

— Produktion und Verwendung von Wasserstoff, 

— Sonnenenergie, 

— Geothermische Energie, 

— Systemanalysen. 
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Nach einer ersten Programmphase, für die 12 Mil- 
lionen RE freigegeben wurden, ist eine gründliche 
Revision des Programms vorgesehen. 

49 . Außerdem verabschiedete der Rat ein Fünf- 
jahresprogramm zur Behandlung und Lagerung ra- 
dioaktiver Abfälle, das zur Lösung der Probleme bei- 
tragen soll, die sich aus der wachsenden Menge 
radioaktiver Abfälle aus Kernkraftwerken ergeben. 

50 . Von den Kommissionsvorschlägen zur Über- 
prüfung des Mehrjahresforschungsprogramms 1973 
bis 1976 der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) 
konnte der Rat folgende Teile verabschieden: 

— neue Programme für das Zentrum Petten auf den 
Gebieten „Hochtemperaturwerkstoffe" und „Re- 
ferenzsubstanzen" , 

— Mittel für die Planung neuer Programme, 

— Umschichtungen von Personal und Mitteln zwi- 
schen .einzelnen Forschungsaktionen. 

Dagegen war die Bundesregierung dafür eingetre- 
ten, den Programmplafond nicht zu erhöhen, sondern 
beschleunigt an die Ausarbeitung von Vorschlägen 
zur Zukunft der GFS zu gehen. Der Rat einigte sich 
schließlich darauf, eine Lösung für die eingetretenen 
Kostensteigerungen im Haushaltsverfahren zu su- 
chen. Die Kommission sicherte auf deutschen 
Wunsch zu, Leitlinien zur Zukunft der GFS bis zum 
Oktober 1975 vorzulegen. 

51 . Vom Rat wurde ein erster Drei jahresaktions- 
plan für wissenschaftlich-technische Information 
und Dokumentation beschlossen. 

52 . Dem im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen 
der Gemeinschaft und europäischen Drittstaaten von 
16 westeuropäischen Staaten Unterzeichneten Über- 
einkommen zur Errichtung des Europäischen Zen- 
trums für mittelfristige Wettervorhersage in Reading 
bei London hat der Bundestag zugestimmt; es tritt 
nach Hinterlegung der Ratifizierungsurkunde noch 
in diesem Jahr in Kraft. 


EGKS 

53 . Im Berichtszeitraum wurden die Prüfungen von 
sieben Kohleforschungsprojekten und 63 Eisen- und 
Stahlforschungsprojekten abgeschlossen und dem 
Ministerrat vorgelegt. 

Der Ministerrat stimmte im Berichtszeitraum diesen 
Projekten zu und stellte hierfür insgesamt 22,5 Mil- 
lionen RE (davon 15,5 Millionen RE für Eisen und 
Stahl) bereit. 


X. Sozialpolitik 

Sozialpolitisches Aktionsprogramm 

54 . Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sozialbe- 
reich wird im wesentlichen weiterhin durch die 


Verwirklichung des am 21. Januar 1974 beschlos- 
senen Sozialpolitischen Aktionsprogramms be- 
stimmt. So entschied der Rat am 17. Juni 1975 über 

— eine Empfehlung, nach der der Grundsatz der 
40-Stunden- Woche und des vierwöchigen bezahl- 
ten Jahresurlaubs spätestens ab 31. Dezember 
1978 einheitlich in der Gemeinschaft angewandt 
werden soll; 

— ein Programm von Modell Vorhaben und Modell- 
studien zur Bekämpfung der Armut. 

Nach diesem zwei Jahre geltenden Beschluß 
kann die Kommission zusammen mit den Mit- 
gliedstaaten Modellvorhaben unterstützen, die 
dazu bestimmt sind, Personengruppen, die in der 
Gemeinschaft in Armut leben oder von Armut 
bedroht sind, zu helfen. Außerdem können Mo- 
dellstudien zur Erforschung von Art, Ursachen 
und Ausmaß der Armut in der Gemeinschaft 
gefördert werden-, 

— eine Beteiligung des Europäischen Sozialfonds an 
Maßnahmen zugunsten von Personen, die von der 
schwierigen Arbeitsmarktlage betroffen sind. 
Zweck dieses Beschlusses ist die gezielte För- 
derung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lage arbeitsloser Jugendlicher, mit Vorrang sol- 
cher, die ihre erste Arbeitsstelle suchen. 

55 . Der Rat hat sich außerdem besonders befaßt 
mit 

— einem Aktionsprogramm zugunsten der Wander- 
arbeitnehmer und ihrer Familien. Dieses Pro- 
gramm hat u. a. die Verbesserung der Bedingun- 
gen für die Freizügigkeit zwischen den Mitglied- 
staaten sowie die Sicherstellung der Gleichbe- 
handlung aller Arbeitnehmer, also auch aus 
Drittstaaten, hinsichtlich der Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen und des Arbeitsentgelts zum 
Ziel; 

— einem Richtlinienvorschlag, nach dem den 
Frauen im Vergleich zu den Männern gleiche 
Bedingungen bei der beruflichen Bildung und 
beim Zugang zum Beruf gewährleistet werden 
sollen. 

Es ist damit zu rechnen, daß noch in diesem Jahr 
über beide Vorhaben entschieden wird. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und Umstellung smaßnahmen 

56 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission drei Anträge auf Gewährung von Anpas- 
sungsbeihilfen zugunsten von 1 579 unmittelbar und 
401 mittelbar betroffenen Arbeitnehmern gestellt. 

Der Anteil der Kommission an den finanziellen 
Aufwendungen für die Anpassungsfälle wird voraus- 
sichtlich etwa 2,5 Millionen DM betragen. Hierzu 
leistet die Bundesregierung einen mindestens gleich 
hohen Betrag. 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7IA2ZI 


Im gleichen Zeitraum genehmigte die Kommission 
vier Anträge mit einem Beihilfeanteil von insgesamt 
7,0 Millionen DM für 4 071 unmittelbar betroffene 
Arbeitnehmer. 

Daneben hat die Kommission für 14 ältere Anpas- 
sungsfälle ihren Anteil von 25,8 Millionen DM um 
zusätzliche Mittel in Höhe von 5,3 Millionen DM 
erhöht. 

Arbeiterwohnungsbau 

57 , Die Kommission hat am 17. Juli 1975 beschlos- 
sen, für den I. Abschnitt des 8. EGKS-Wohnungsbau- 
programms insgesamt 25 Millionen RE aus der Spe- 
zialreserve bereitzustellen. 

Im Einvernehmen mit den zuständigen Ressorts der 
Bundesregierung, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen werden für den Bau bzw. die Moder- 
nisierung von Arbeiterwohnungen in der Mon- 
tanindustrie der Bundesrepublik 9 075 000 RE = 
29 219 500 DM in Form von langfristigen Krediten 
zu einem Jahreszinssatz von 1 v. H. zur Verfügung 
gestellt. 

Die Vorbereitungen zum Einsatz dieser Mittel, die 
je zur Hälfte auf den Bergarbeiter- und den Stahl- 
arbeiterwohnungsbau entfallen, sind angelaufen. 


XI. Verbraucherpolitik 

58. Der Rat hat am 14. April 1975 ein Erstes Pro- 
gramm der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung 
der Verbraucher verabschiedet. In diesem Programm 
werden den Verbraucher im Bereich der EG folgende 
Rechte zuerkannt: 

— Schutz ihrer Gesundheit und Sicherheit, 

— Schutz ihrer wirtschaftlichen Interessen, 

— Wiedergutmachung erlittenen Schadens, 

— Information und Bildung, 

— Anhörung und Vertretung. 

Zur Verwirklichung dieser Rechte enthält das Pro- 
gramm folgende Prioritäten: 

— Angleichung der Rechtsvorschriften in den Berei- 
chen Lebensmittel, Kosmetika, Detergentien, ge- 
fährliche Stoffe, Arzneimittel, Kraftfahrzeuge, 
Spielzeug, Textilien usw., 

— Harmonisierung der Allgemeinen Bedingungen 
für den Verbraucherkredit, einschließlich der Ab- 
zahlungsgeschäfte, 

— Festlegung von Regeln für die Kennzeichnung 
bestimmter Warenkategorien, z. B. Art, Zusam- 
mensetzung, Gewicht oder Volumen, Herstel- 
lungsdatum usw., 

— Aufstellung gemeinsamer Grundsätze für die 
Preisauszeichnung und Angabe des Grundpreises, 

— Förderung der Zusammenarbeit zwischen Ein- 
richtungen, die vergleichende Warentests vor- 
nehmen. 


— Durchführung von Umfragen über das Verhalten 
der Verbraucher und die Entwicklung der Ein- 
zelhandelspreise in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft. 

59 . Ein von den Dienststellen der Kommission vor- 
bereiteter Richtlinienentwurf sieht die Einführung 
der obligatorischen Schriftform mit einer Reihe not- 
wendiger Angaben bei Verträgen über bewegliche 
Sachen oder gewerbliche Leistungen vor, die ein 
Gewerbetreibender außerhalb seiner Geschäfts- 
räume mit einem Verbraucher schließt. Der Ver- 
braucher soll in diesen Fällen ein auf sieben Tage 
befristetes Widerrufsrecht erhalten, worüber er be- 
sonders zu belehren ist. Der Vorentwurf der Richt- 
linie war bereits Gegenstand von Erörterungen mit 
Regierungsexperten der Mitgliedstaaten. 


XII. Bildungspolitik 

Zusammenarbeit im Bildungswesen 

60 . Vom Rat und der Konferenz der Bildungsmini- 
ster der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften war am 6. Juni 1974 ein Ausschuß für Bil- 
dungsfragen mit dem Auftrag eingesetzt worden, 
konkrete Vorschläge für ein Aktionsprogramm aus- 
zuarbeiten. Der Ausschuß hat seinen Bericht und Vor- 
schläge für ein Aktionsprogramm weitgehend fertig- 
gestellt, so daß über den Bericht in einer Ratstagung 
beraten und entschieden werden kann, die mög- 
licherweise Ende des Jahres stattfindet. 


XIII. Umweltpolitik 

61 . Der Rat hat auf seinen Tagungen am 24. Juni 
und 15. Juli 1975 verabschiedet: 

— Entschließung betreffend eine überarbeitete Liste 
von im Rahmen des Aktionsprogramms der EG 
für den Umweltschutz zu untersuchenden Schad- 
stoffe der Zweiten Gruppe, 

— Entscheidung zur Einführung eines Verfahrens 
für einen Informationsaustausch zwischen den 
Uberwachungs- und Kontrollnetzen betreffend 
die Daten über Luftverschmutzung durch be- 
stimmte Schwefelverbindungen und durch 
Schwebstoffe, 

— Entschließung über die Anpassung der Richtlinien 
oder anderen gemeinschaftlichen Regelungen 
zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt an 
den technischen Fortschritt, 

— Richtlinie über Abfälle. 

Die beiden erstgenannten Maßnahmen sind bedeut- 
sam für die Vorbereitung künftiger gemeinschaft- 
licher Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt- 
qualität. Die an dritter Stelle genannte Maßnahme 
erleichtert die Anpassung gemeinschaftlicher Um- 
weltschutzmaßnahmen an den technischen Fort- 
schritt. 

Die Richtlinie über Abfälle ist ein wichtiger konkre- 
ter Schritt zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
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und der Umwelt gegen nachteilige Auswirkungen 
der Sammlung, Beförderung, Behandlung und Lage- 
rung von Abfällen. Durch diese Richtlinie werden 
die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Abfallbe- 
seitigung harmonisiert. Sie schreibt insbesondere 
die Genehmigungspflicht für Abfallbeseitigungs- 
unternehmen sowie eine Überwachung der Unter- 
nehmen, die ihre Abfälle selbst beseitigen, vor.. 

62 . Die Richtlinie über die Altölbeseitigung wurde 
am 16. Juni 1975 vom Rat verabschiedet. 


XIV. Der Gemeinsame Markt 

Niederlassungsrecht und Dienstleistungsverkehr 

63 . Die Richtlinienvorschläge „Ärzte" konnten nach 
Aufhebung des dänischen Wartevorbehalts nunmehr 
auch formell verabschiedet werden. Die Vorbereitun- 
gen zur Einsetzung der vorgesehenen beiden Aus- 
schüsse sind bereits aufgenommen worden. 

64 . Die Impulse auf andere freie Berufe, die von 
der Verabschiedung der Ärzterichtlinien erhofft wer- 
den konnten, sind leider nicht eingetreten. So haben 
sich bei der Behandlung der Richtlinienvorschläge 
„Architekten" trotz jahrelanger Beratungen die 
Schwierigkeiten wieder verschärft. Die Arbeiten am 
Richtlinienvorschlag „Rechtsanwälte" sind fortge- 
führt worden. Neu aufgenommen wurde die Bera- 
tung der Richtlinienvorschläge „Krankenschwe- 
stern". 

65 . Im Bereich der gewerblichen Tätigkeiten konn- 
ten die Richtlinienvorschläge „Verschiedene Tätig- 
keiten" und „Ambulanter Handel" verabschiedet 
werden. Diese Richtlinien sehen Erleichterungen für 
die Aufnahme und Ausübung einer ganzen Reihe 
von Tätigkeiten, insbesondere in bezug auf unter- 
schiedliche Anforderungen an die berufliche Befähi- 
gung in den Mitgliedstaaten, vor. 

66. Die im Oktober 1974 und im März 1975 auf- 
genommenen Beratungen über Richtlinienvorschläge 
der Kommission zur Koordinierung der Vorschriften 
über die Ausübung der Lebensversicherung sowie 
der Mitversicherung bzw. für Übergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der 
Versicherungsagenten und Versicherungsmakler 
wurden weitergeführt. Fortgesetzt wurden auf dem 
Versicherungsgebiet ferner die seit längerem bei 
der Kommission laufenden Arbeiten an einer Richt- 
linie zur Erleichterung des freien Dienstleistungs- 
verkehrs, in der auch Fragen des Versicherungsver- 
tragsrechts und des internationalen Privatrechts ge- 
regelt werden sollen. Die Kommission arbeitet wei- 
terhin an der Koordinierung der Vorschriften über 
die Liquidation von Versicherungsunternehmen. 

Der Gemeinsame Kohlemarkt 

67 . Die Kohlemarktsituation in der Gemeinschaft, 
die seit der Ölkrise bis zur Jahreswende 1974/75 


durch eine hohe Nachfrage gekennzeichnet war, ist 
im 1. Halbjahr 1975 in eine Überflußlage umgeschla- 
gen. Ursache hierfür waren sowohl die allgemeine 
wirtschaftliche Situation, insbesondere die schlechte 
Beschäftigungslage der Eisen- und Stahlindustrie, 
aber auch die warmen Witterungsverhältnisse des 
vergangenen Winters. 

Der zum Jahresanfang 1975 eingetretene Nachfrage- 
rückgang hat zu einer enormen Bestandsaufstockung 
bei der Produktion geführt; die Haldenbestände bei 
den Zechen der Gemeinschaft stiegen daher im 
1. Halbjahr 1975 um fast 9 Millionen t an. 

68. Die Steinkohleförderung der Gemeinschaft 
erreichte im 1. Halbjahr 1975 133,9 Millionen t. 
Dieses um rd. 18 Millionen t gegenüber dem 
1. Halbjahr 1974 bessere Ergebnis ist ausschließlich 
auf Großbritannien zurückzuführen, das im 1. Halb- 
jahr 1974 einen streikbedingten Förderausfall zu 
verzeichnen hatte. In den übrigen Produktionslän- 
dern der Gemeinschaft lag die Förderung etwa in 
Vorjahreshöhe. 

69 . Die Kokserzeugung der Zechen- und Hütten- 
kokereien lag (ebenfalls bedingt durch Großbritan- 
nien) im 1. Halbjahr 1975 mit 41,2 Millionen t um 

0. 6 Millionen t über der Erzeugung im 1, Halbjahr 
1974. 

70 . Dem allgemeinen Nachfragerückgang folgend 
haben sich die Einfuhren der Gemeinschaft an Kohle 
und Koks — bei unterschiedlicher Entwicklung für 
die einzelnen Länder — insgesamt gesehen verrin- 
gert. (Genaue Zahlenangaben hierzu liegen noch 
nicht vor.) 

71 . Die Veränderung der Nachfrage entwicklung ist 
besonders im Austausch von Kohle und Koks inner- 
halb der Gemeinschaft zu beobachten. Vom Haupt- 
lieferland . der Gemeinschaft, der Bundesrepublik 
Deutschland, wurden im 1. Halbjahr 1975 nur 10,4 
Millionen t ausgeführt, gegenüber einer Menge von 
12,7 Millionen t im 1. Halbjahr 1974. 

72 . Zurückgegangen sind auch die Ausfuhren der 
Gemeinschaft in dritte Länder. Einer Menge von 
rd. 3 Millionen t im 1. Halbjahr 1974 standen im 

1. Halbjahr 1975 nur etwas über 2 Millionen t ge- 
genüber. 

73 . Die Preise für Gemeinschaftskohle wurden zum 
Jahresanfang 1975 durchweg angehoben. Die Preis- 
anhebungen waren unterschiedlich, bei den deut- 
schen Revieren lagen sie im Durchschnitt um über 
10 V. H. Trotz der Marktveränderung sind auch die 
Preise für Drittlandskohle, insbesondere für Koks- 
kohle, weiter — wenn auch nur leicht — angestie- 
gen. Dieser Preisanstieg wurde jedoch durch einen 
rückläufigen Dollarkurs in den ersten Monaten des 
Jahres 1975 mehr als kompensiert, so daß für den 
Verbraucher Drittlandskohle billiger als Gemein- 
schaftskohle war. 

Im Juli 1975 hatte jedoch ein Wiederanstieg des 
I Dollarkurses den Drittlands-Kokskohlepreis wieder 
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— wie z. T. in 1974 — über den Preis der Gemein- 
schafts-Kokskohle ansteigen lassen. 

Der Gemeinsame Stahlmarkt 

74 . Der bereits zu Jahresbeginn deutlich spürbare 
Konjunkturrückgang bei den Stahlindustrien der Ge- 
meinschaft setzte sich in der Referenzperiode fort. 
Besonders deutlich wird dies bei einem Vergleich 
der Rohstahlerzeugung in der EG im 1. Halb- 
jahr 1975 gegenüber dem entsprechenden Vorjah- 
reszeitraum: Insgesamt nahm die Produktion der 
EG um 13 V, H. ab, wobei allerdings die Entwicklung 
in den einzelnen Ländern erheblich differierte. 
Die stärksten Einbrüche meldeten Belgien und Lu- 
xemburg mit über 20 v. H. In der Bundesrepublik 
Deutschland sank die Erzeugung um ca. 17 v. H. 
Der Produktionsrückgang der britischen Stahlindu- 
strie belief sich lediglich auf 1,8 v. H. Dies erklärt 
sich daraus, daß die Produktion in Großbritannien im 
Jahre 1974 auf Grund besonderer Umstände nicht 
im gleichen Maße zugenommen hatte wie in den 
anderen Ländern der EGKS. Die geringere Produk- 
tion hat dazu geführt, daß viele Unternehmen Kurz- 
arbeit einführen mußten. Entlassungen in größerem 
Ausmaß konnten vermieden werden. 

Im Hinblick auf eine Verringerung des beträcht- 
lichen Marktungleichgewichts in der Gemeinschaft 
durch eine Anpassung des Angebots an das gesun- 
kene Nachfrageniveau empfahl die Kommission im 
Frühsommer für die Monate Juni bis September 
des laufenden Jahres Produktionsdrosselungen von 
durchschnittlich ca. 15 v. H. Der deutschen Stahl- 
industrie riet sie, angesichts ihres außerordentlich 
hohen Produktionsvolumens im vergangenen Jahr, 
die Produktion etwa 23 v. H. zurückzunehmen. 

75 . Die Auftragseingänge für Walzstahl bei den 
Werken der EG gingen in den ersten sechs Monaten 
dieses Jahres erheblich zurück ( — 28,5 v. H.); dabei 
sank die Nachfrage aus dem Raum der Gemeinschaft 
um 29,7 V. H., während die Drittlandsnachfrage um 
23,5 V. H. abnahm. 

76 . Bedingt durch einen häufig starken Preisver- 
fall infolge zu hohen Angebots auf der einen und 
eine verstärkte Kostenbelastung (Rohstoffe, Löhne) 
auf der anderen Seite hat sich die Ertragslage der 
europäischen Stahlindustrien im Berichtszeitraum er- 
heblich verschlechtert. 

77 . Die Lage der Schrottwirtschaft in der Gemein- 
schaft stellt sich wegen der hohen Abhängigkeit 
dieses Sektors von der Stahlkonjunktur weiterhin 
unbefriedigend dar. Die Schrottpreise verharrten auf 
einem niedrigen Niveau. Bemühungen der Gemein- 
schaft seit dem 2. Quartal, durch Erhöhung der 
Schrottexportkontingente sowie eine begrenzte Frei- 
gabe des Exports guter Schrottsorten (als Anreiz- 
mittel in Verbindung mit der Ausfuhr schlechten 
Schrotts) den gemeinschaftlichen Markt zu entlasten, 
zeigten bislang — aufgrund der weltweiten Stahl- 
baisse — nicht die erhoffte Wirkung: die Kontin- 
gente wurden im 2. und 3. Quartal nur in verhältnis- 
mäßig geringen Maßen ausgenutzt. 


XY. Rechtsangleichung 

Gewerblicher Bereich 

78 . Im Berichtszeitraum hat der Rat Richtlinien 
über 

— Lenkanlagen von land- und forstwirtschaftlichen 
Zugmaschinen, Funkentstörung bei land- und 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen, Beleuch- 
tungs- und Signaleinrichtungen bei land- und 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen, Rückwärts- 
gang und Geschwindigkeitsmeßgeräte bei Kraft- 
fahrzeugen, Aerosolpackungen, Förderbandwaa- 
gen 

verabschiedet. 

79 - Außerdem hat der Rat Richtlinien über die 

— Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Arzneispezialitäten, 

— die Angleichung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die analytischen, toxikologisch- 
pharmakalogischen und ärztlichen oder klini- 
schen Vorschriften und Nachweise über Versuche 
mit Arzneispezialitäten erlassen 

— sowie einen Beschluß betr. die Einsetzung eines 
Pharmazeutischen Ausschusses gefaßt. 

Die beiden zuletzt genannten Richtlinien sind für 
den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetz- 
entwurf zur Neuordnung des Arzneimittelrechts von 
erheblicher Bedeutung. Sie müssen innerhalb von 
18 Monaten in nationales Recht umgesetzt werden. 

Der Pharmazeutische Ausschuß, der aus hochqualifi- 
zierten Sachverständigen auf dem Gebiet des öffent- 
lichen Gesundheitswesens, die den Behörden der 
Mitgliedstaaten angehören, zusammengesetzt werden 
soll, wird sich der Probleme annehmen, die sich bei 
der Durchführung der Angleichung der Rechtsvor- 
schriften über Arzneispezialitäten ergeben. Er wird 
darüber hinaus weitere Fragen in Zusammenhang 
mit Arzneimitteln behandeln, z. B. Änderung be- 
stehender Richtlinien oder Vorbereitung von Richt- 
linienvorschlägen. 


Lebensmittelrecht 

80 . Im Berichtszeitraum wurden folgende Richt- 
linienvorschläge von der Kommission dem Rat vor- 
gelegt: 

— Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Konfitüren, Gelees, Marmeladen und Ma- 
ronenkrem. 

Dieser nach langwierigen Beratungen fertigge- 
stellte Richtlinienvorschlag sieht im Interessse 
des Verbrauchers u. a. die Angabe von Frucht- 
und Zuckeranteilen auf Behältnissen oder Eti- 
ketten vor. 

— Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Fest- 
setzung des Höchstgehaltes an Erucasäure in 
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Speisefetten, -ölen und -margarine, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden. 

81 . Durch Beschluß der Kommission vom 26. Juni 
1975 wurde ein beratender Lebensmittelausschuß bei 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
eingesetzt. Dem Ausschuß gehören Vertreter von 
Organisationen der Industrie, der Verbraucher, der 
Landwirtschaft, des Handels und der Arbeitnehmer 
an; er besteht aus 30 Mitgliedern. Durch die Einset- 
zung dieses beratenden Lebensmittelausschusses hat 
die Kommission die Möglichkeit, Stellungnahmen der 
Berufs- und Verbraucherkreise im Zusammenhang 
mit der Harmonisierung des Lebensmittelrechts ein- 
zuholen. 


Saatgutrecht 

82 . Der Rat hat eine Richtlinie zur Änderung der 
bestehenden Saatgutrichtlinien verabschiedet. Da- 
durch werden insbesondere die bisher der nationalen 
Gesetzgebung überlassenen Vorschriften hinsicht- 
lich des Vertriebs von Saatgut bei Runkelrüben, 
Zuckerrüben, Gräsern und landwirtschaftlichen Le- 
gumiosen in Kleinpackungen harmonisiert. 

Tierschutzrecht 

83 . Die Bundesregierung legte auf der Ratstagung 
am 21./22. Juli 1975 ein Memorandum vor, in dem 
auf die Dringlichkeit der Harmonisierung tierschutz- 
rechtlicher Vorschriften für die Haltung von Nutz- 
tieren in neuzeitlichen Haltungssystemen in der 
Gemeinschaft hingewiesen wird. 

Veterinärrecht 

84 . Der Rat verabschiedete am 10. Juli 1975 die 
Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 71/118/EWG 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim Han- 
delsverkehr mit frischem Geflügelfleisch. 

Zur Lösung des Spinchillerproblems (Kühlung von 
Schlachtgeflügel in einem gemeinsamen Wasserbad) 
wurden auf europäischer Ebene Gemeinschaftsunter- 
suchungen aufgenommen. 

Zoll recht 

85 . Am 10. Juli 1975 hat der Rat eine Verordnung 
über die von den Zöllen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs befreite Einfuhr von Gegenständen erziehe- 
rischen, wissenschaftlichen und kulturellen Charak- 
ters erlassen. Diese Verordnung setzt das entspre- 
chende UNESCO-Abkommen vom 22. November 
1950 (Florenzer Abkommen) in Gemeinschaftsrecht 
um. Außerdem sieht die Verordnung die Einsetzung 
eines Ausschusses für Zollbefreiungen vor. 

86. Durch eine Änderung der Zollwert-Verord- 
nung von 1968, mit der die Frist zur Anerkennung 
eines Rechnungspreises als Zollwert (Zeitraum zwi- 


schen Vertragsabschluß und Abfertigung der Ware 
durch die Zollstelle) von sechs auf zwölf Monate 
heraufgesetzt worden ist, wird eine Vereinfachung 
des Abfertigungsverfahrens ab 1. Januar 1976 ange- 
strebt. Zur weiteren Vereinheitlichung der prak- 
tischen Durchführung des Zollwertrechts hat die 
Kommission am 26. Mai 1975 eine Verordnung über 
die zur Ermittlung des Zollwertes vorzulegenden 
Unterlagen erlassen, die am 1. Oktober 1975 in Kraft 
tritt. 

87 . Durch die Richtlinie vom 26. Mai 1975 hat die 
Kommission die Voraussetzungen festgelegt, unter 
denen im Rahmen des aktiven Veradelungsverkehrs 
anstelle der tatsächlich veredelten Erzeugnisse auch 
äquivalente Waren ausgeführt werden können, 
unter Umständen sogar im Vorgriff. Die Regelung 
soll ab 1. Januar 1976 der weiteren Angleichung der 
praktischen Durchführung von Veredelungsverkeh- 
ren in den Mitgliedstaaten dienen. 

88. Durch eine weitere Verordnung werden die 
Gemeinschaftsvorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr von Reisemitbringseln und über die Pau- 
schalierung von Abgaben auf Agrarwaren ausge- 
dehnt 

89 . Die Verordnung, die die Einbeziehung der Lie- 
ferkosten in den Zollwert von Drittlandswaren vor- 
sieht, die durch die DDR befördert worden sind, ist 
am 1. Juli 1975 in Kraft getreten. Durch die Ver- 
ordnung ist sichergestellt, daß keine Nachteile für 
den Berlinverkehr entstehen. 


Gesellschaftsrecht 

90 . Am 28. April 1975 übermittelte die Kommis- 
sion den geänderten Vorschlag eines Statuts für 
Europäische Aktiengesellschaften. Hiernach soll die 
Mitwirkung der Arbeitnehmer in einer Europäischen 
Aktiengesellschaft wie folgt verstärkt werden: 

— auf Unternehmensebene soll eine Mitbestim- 
mungsregelung eingeführt werden, wonach sich 
der Aufsichtsrat zu einem Drittel aus Vertretern 
der Anteilseigner, zu einem Drittel aus Arbeit- 
nehme rvertretern und zu einem Drittel aus un- 
abhängigen Personen zusammensetzen soll, die 
mit Zweidrittel-Mehrheit von den vorgenannten 
Vertretern kooptiert werden; 

— im betriebsverfassungsrechtlichen Bereich nä- 
hern sich die neuen Vorschläge der Kommission 
in starkem Maße dem deutschen Vorbild an; 

— schließlich werden weitgehende Beteiligungs- 
rechte der Arbeitnehmer in Fällen der Unterneh- 
menskonzentration vorgeschlagen. 

91 . Die Arbeitsgruppe der Regierungssachverstän- 
digen „Gesellschaftsrecht-Konzernbilanzen" bei der 
Kommission hat den Vorentwurf einer Richtlinie 
zur Harmonisierung des Konzernjahresabschlusses 
zu Ende beraten. Es ist nunmehr mit einem Richt- 
linienvorschlag der Kommission zu rechnen. 
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Drucksache 


B. Außenbeziehungen 


XVI. Internationale Übereinkommen 

Europäisches Patentrecht 

92 . Die Bundesregierung hat das Ratifikationsver- 
fahren für das Europäische Patentübereinkommen, 
das Straßburger Patentübereinkommen und den Pa- 
tentzusammenarbeitsvertrag (PCT) eingeleitet. 

Das vorgesehene Übereinkommen über das Ge- 
meinschaftspatent soll auf einer in ider Zeit vom 
17. November bis 15. Dezember 1975 in Luxemburg 
stattfindenden diplomatischen Konferenz verab- 
schiedet werden. 


XVII. Außenwirtschaftspolitik 

Zollpolitik 

93 . Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 
am 1. Juli 1975 aufgrund des mit Israel neu ausge- 
handelten Freihandelsabkommens die besonderen 
Zollsätze gegenüber diesem Land auf dem gewerb- 
lichen Sektor um 60 v. H. gesenkt und auch auf dem 
Agrarsektor erhebliche Zollzugeständnisse gemacht. 
Ebenfalls ab 1. Juli 1975 gewährt die Gemeinschaft 
sechsundvierzig Staaten des afrikanischen, karibi- 
schen und pazifischen Raumes (AKP-Staaten) Zoll- 
freiheit für gewerbliche Erzeugnisse und Zoll- sowie 
Abschöpfungsherabsetzungen für eine Reihe land- 
wirtschaftlicher Produkte. Die Zollvergünstigungen, 
die die Gemeinschaft den abhängigen überseeischen 
Ländern und Gebieten (ÜLG) gewährt, sind für den 
landwirtschaftlichen Bereich ab 1. Juli und für den 
gewerblichen Bereich ab 1. August 1975 erneuert 
worden; dabei sind die Länder und Gebiete, die mit 
dem Vereinigten Königreich besondere Beziehungen 
unterhalten, neu in den Kreis der Begünstigten auf- 
genommen worden. 

94 . Um einen gewissen Ausgleich zu den globalen 
Vorteilen, die den AKP-Ländern im Rahmen des Ab- 
kommens von Lome gewährt werden, und den 
Interessen der anderen Entwicklungsländer zu 
schaffen, hat die Gemeinschaft eine Reihe von Wa- 
ren mit ermäßigtem Zoll zusätzlich in die allgemei- 
nen Präferenzen einbezogen. Diese Erzeugnisse 
(Pfeffer, Palmöl, Palmkernöl, Kokosöl) werden so- 
wohl von den AKP-Ländern als auch von den ande- 
ren Entwicklungsländern exportiert. Die Zollbegün- 
stigung ist am 1. Juli 1975 — dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Handelsbestimmungen des AKP- 
Abkommens — wirksam geworden. 

Handelspolitik 

95 . Die aktive Teilnahme an den multilateralen 
GATT- Verhandlungen bildete einen Schwerpunkt 


der handelspolitischen Tätigkeit der Gemeinschaft. 
Gestützt auf die Leitlinien des Rates vom 10. Februar 
1975 ergriff die Delegation der Gemeinschaft in Genf 
mehrfach die Initiative, um die Erörterungen kon- 
kret voranzubringen. Die Gemeinschaft unterbreitete 
z. B. in der Zollgruppe eine Arbeitshypothese zur 
Harmonisierung der Zölle. Sie machte ferner detail- 
lierte Vorschläge für die Verhandlungen über nicht- 
tarifliche Handelshemmnisse. In der Agrargruppe 
beteiligte sich die Gemeinschaft intensiv an den 
Diskussionen über Lösungsmöglichkeiten für Ge- 
treide, Milcherzeugnisse und Fleisch, nachdem ein 
prozeduraler Kompromiß mit den USA gefunden 
worden war. 

Anläßlich der Tagung des GATT-Handels Verhand- 
lungsausschusses im Juli 1975 billigte die Gemein- 
schaft die Zwischenbilanz des GATT-Generaldirek- 
tors Long und setzte sich nachdrücklich für weitere 
ausgeglichene Fortschritte in allen Verhandlungsbe- 
reichen ein. Die Gemeinschaft erkannte einen beson- 
deren Vorrang für die tropischen Erzeugnisse der 
Entwicklungsländer an. 

Bei den innergemeinschaftlichen Abstimmungen 
wirkte die Bundesregierung nachhaltig darauf hin, 
daß die Gemeinschaft eine weltoffene Haltung ein- 
nimmt. Ausgangspunkt der deutschen Stellungnahme 
war die Überzeugung, daß die Förderung der multi- 
lateralen Handelsverhandlungen durch die Gemein- 
schaft einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der 
gegenwärtigen Weltwirtschaftsprobleme darstellt. 
Diese Beurteilung der Rolle der Gemeinschaft in der 
neuen GATT-Runde hat bei unseren Partnern zuneh- 
mend Unterstützung gefunden. 

96 . Auf dem Textilsektor befaßt sich die Gemein- 
schaft zur Zeit mit der Durchführung des multilate- 
ralen Textilabkommens. Mit Indien, Pakistan, Macao, 
Singapur und Hongkong wurden Selbstbeschrän- 
kungsabkommen abgeschlossen. Die von den Ab- 
kommen nicht erfaßten Beschränkungen werden ge- 
genüber diesen Ländern sofort oder aufgrund eines 
Liberalisierungsprogramms bis zum 31. März 1977 
aufgehoben. Mit diesem Zeitpunkt werden die bisher 
teilweise noch unterschiedlichen Einfuhrregelungen 
der einzelnen EG-Mitgliedstaaten harmonisiert sein. 
Gegenüber Taiwan wurden einseitige Beschränkun- 
gen der Gemeinschaft eingeführt. Mit folgenden wei- 
teren Ländern werden bereits Verhandlungen ge- 
führt oder stehen bevor: Japan, Südkorea, Malaysia, 
Jugoslawien, Kolumbien, Brasilien und Mexiko. Die 
Erarbeitung von Verhandlungsmandaten mit Ungarn 
und Rumänien befindet sich in Vorbereitung. 

Die schwierige Lage der Textilindustrie in der Ge- 
meinschaft zwangen die Gemeinschaft und die Mit- 
gliedstaaten dazu, die Einfuhren zahlreicher Textil- 
erzeugnisse zu überwachen und sie teilweise im Vor- 
griff auf Regelungen in künftigen bilateralen Ab- 
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kommen der EG mit Erzeugerländern zu beschrän- 
ken. Für die Bundesrepublik waren hier vor allem 
Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr von Baumwoll- 
rohgeweben aus Brasilien und bei Einfuhr verschie- 
dener Textilien aus Südkorea von Bedeutung. 

97 . Am 24. Juni 1975 verabschiedete der Rat die 
Drittlandsregelung für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse, die am 1. Oktober in Kraft tritt. 
Damit konnte nach jahrelangen Verhandlungen auf 
diesem wirtschaftlich und politisch sehr heiklen Ge- 
biet der Handelspolitik auf dem Agrarsektor ein 
Kompromiß erzielt werden. 

Die Regelung beseitigt mengenmäßige Beschrän- 
kungen für Obst- und Gemüsekonserven mit Aus- 
nahme von Zitrusfrüchten und Trockenpflaumen. Sie 
führt jedoch gleichzeitig ein Instrumentarium von 
Kontroll- und Schutzinstrumenten für Drittlandsein- 
fuhren bestimmter Erzeugnisse ein (Mindestpreis für 
Tomatenkonzentrat, Lizenzen mit Kautionen für be- 
stimmte sensible Erzeugnisse, weitgehende Über- 
wachung der Einfuhren aus Staatshandelsländern) 
und ermöglicht weitergehende Schutzmaßnahmen 
(Einfuhrschwellpreise — sogenannte „Niedrigst- 
preise“) für eine Reihe von Erzeugnissen. 

Die Bundesregierung, die sich in den Verhandlun- 
gen für ein wesentlich liberaleres Einfuhrsystem ein- 
gesetzt hatte, hat diesem Kompromiß nur unter Zu- 
rückstellung erheblicher Bedenken zugestimmt. Sie 
wird darauf bedacht sein, daß die Einfuhrerleichte- 
rungen, die die Drittlandsregelung mit sich bringt, 
nicht durch eine allzu großzügige Handhabung der 
Schutzinstrumente zunichte gemacht werden. 

98 . Die Gemeinschaft beteiligte sich aktiv an der 
Verlängerung der OECD-Stillhalteverp flieh tung vom 
30. Mai 1974. In dieser Erklärung wird die Ent- 
schlossenheit der Regierungen aller OECD-Staaten 
zum Ausdruck gebracht, von neuen Beschränkungen 
des Handels und der übrigen Leistungsbilanztrans- 
aktionen sowie von einer künstlichen Stimulierung 
der sichtbaren und unsichtbaren Ausfuhren abzu- 
sehen. Anläßlich der Erneuerung der Erklärung ho- 
ben die Minister hervor, daß die gegenwärtige Lage 
eine intensive Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem 
Gebiet erfordert. 


Beziehungen zu westlichen Drittländern 

99 . Die EG hat am 15. Juli ein Abkommen mit 
Mexiko und am 22. Juli ein Abkommen mit Sri 
Lanka unterzeichnet. Die Abkommen lehnen sich an 
das Modell des Abkommens der EG mit Indien aus 
1973 an. Sie enthalten die üblichen Elemente tradi- 
tioneller Handelsabkommen, wie Meistbegünsti- 
gungsklausel, Absichtserklärungen, den Handel aus- 
zuweiten und zu diversifizieren etc. Durch die Ab- 
kommen wird ein Gemischter Ausschuß eingesetzt 
mit der Aufgabe, Mittel und Wege zum Ausbau der 
Handelsbeziehungen und zur wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit, soweit sie den Handel betrifft, zu 
suchen. Verhandlungen mit Bangladesh und Paki- 
stan über Abkommen ähnlicher Art sind noch nicht 
abgeschlossen. 


100 . Während diese Abkommen lediglich Ansätze 
für die wirtschaftliche Zusammenarbeit enthalten, 
die auch nur insoweit einbezogen ist, als sie zur 
Förderung und Ausweitung des Handels beiträgt, 
will die Gemeinschaft bei dem künftigen Abkommen 
mit Kanada einen Schritt weiter gehen. Nach den 
Vorstellungen der Kommission soll mit Kanada ein 
Rahmenabkommen über handelspolitische und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit geschlossen werden, in 
dem die wirtschaftliche Zusammenarbeit als Ver- 
tragsteil verselbständigt und nicht mehr an die 
Förderung und Ausweitung des Handels gebunden 
werden soll. Der Rat hat am 24. Juni den von der 
Kommission skizzierten Grundsätzen zugestimmt, 
wozu die Unterstützung der Kommissionsvorstel- 
lungen durch die deutsche Delegation nicht unwe- 
sentlich beigetragen hat. Damit ist die Zuständig- 
keit der Gemeinschaft neben der weiter bestehenden 
nationalen Zuständigkeit im Bereich wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit anerkannt. Das konkrete Mandat 
an die Kommission für die Verhandlungen mit Ka- 
nada wird nunmehr in den Gremien des Rates vor- 
bereitet. 

101 . Im Rahmen des Dialogs mit den USA wurden 
aktuelle außenwirtschaftliche Fragen erörtert j Fort- 
schritte und Prioritäten der GATT-Runde standen 
dabei im Vordergrund. Ein weiteres wichtiges Ge- 
sprächsthema waren Untersuchungen, die von der 
amerikanischen Regierung aufgrund der neuen Han- 
delsgesetzgebung für den Einfuhrbereich eingeleitet 
worden sind. 

102 . In Tokio fanden Mitte Juni die halbjährlichen 
Konsultationen auf hoher Ebene zwischen der EG 
und Japan statt, bei denen die derzeitige weltwirt- 
schaftliche Lage, die multilaterale Zusammenarbeit 
und die Lösung von Fragen des bilateralen Handels- 
verkehrs zwischen den EG und Japan zentrale 
Themen waren. 

103 . Australien hat Anfang 1975 für eine Reihe 
von Waren zeitlich befristete Importrestriktionen 
(Importquoten und Zollerhöhungen) eingeführt, auf 
deren Beseitigung die EG im Rahmen des GATT 
und der OECD hinwirkt. 

104 . Die EG prüfen z. Z. die Verlängerung der 
Sonderregelung für die Einfuhr von Butter aus 
Neuseeland über 1977 hinaus, gemäß Protokoll 18 
zur Beitrittsakte des Vereinigten Königreiches. 
Hierzu hat die EG-Kommission dem Rat am 31. Juli 
1975 einen Bericht vorgelegt. 

Beziehungen zu den Staatshandelsländern 

105 . Die Handelsbeziehungen mit den Staatshan- 
delsländern wurden auch im Berichtszeitraum ohne 
handelsvertragliche Regelung auf der Grundlage 
autonomer Regeln der Europäischen Gemeinschaft 
abgewickelt. 

Die Regierung der Volksrepublik China hat am 
15. September 1975 als erstes und bisher einziges 
Staatshandelsland einen Botschafter bei der EG 
akkreditieren lassen. 
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106 . Die Staatshandelsländer Ungarn, Rumänien 
und Polen sind, wie die EG, Unterzeichner des 
Welttextilabkommens (WTA). Die Gemeinschaft hat 
nun im Frühjahr dieses Jahres diesen drei Staats- 
handelsländern Verhandlungen zum Abschluß bila- 
teraler Abkommen zur Ausfüllung des WTA ange- 
boten. Die drei Staatshandelsländer sind zu solchen 
Verhandlungen bereit. Erste Kontakte der Kom- 
mission zu den Regierungen der drei Länder über 
das weitere Vorgehen haben im Juni dieses Jahres 
stattgefunden; die Gespräche werden fortgesetzt, so- 
bald der Rat ein Mandat an die Kommission für die 
Verhandlungen verabschiedet haben wird. 

107 . Die Gemeinschaft hat bei der KSZE in allen 
ihre Zuständigkeit betreffenden Bereichen aktiv und 
in konstruktivem Geist mitgewirkt. Durch eine Er- 
klärung des Ratspräsidenten auf der Schlußkonfe- 
renz hat die Gemeinschaft in unmißverständlicher 
Weise unterstrichen, 

— daß sie die Zuständigkeit für einige KSZE-Mate- 
rien besitzt, 

— daß sie den Schlußfolgerungen der Konferenz 
zustimmt und 

— daß die Entwicklung des europäischen Einigungs- 
prozesses durch die Schlußakte der KSZE nicht 
behindert werden kann. 

Schließlich hat die Gemeinschaft ihre Bindung an die 
Konferenzergebnisse in den Bereichen ihrer Zu- 
ständigkeit durch Zeichnung der Schlußdokumente 
bekräftigt; die Zeichnung erfolgte durch den italieni- 
schen Ministerpräsidenten in seiner Eigenschaft als 
Ratspräsident. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten wird die Gemein- 
schaft entsprechend ihrer Verfahren auch an der 
Verwirklichung der Schlußfolgerung der Konferenz 
mitarbeiten. 


XVIII. Beziehungen zu EFTA-Staaten 

108 . Nach Finnland hat nun auch Portugal die 
Schutzklausel des Freihandelsabkommens für den 
Fall von Zahlungsbilanzschwierigkeiten in Anspruch 
genommen und Importe von Waren, die in Portugal 
nicht hergestellt werden oder als Luxusgüter gelten, 
mit Einfuhrabgaben von 20 bzw. 30 v. H. des Wer- 
tes belegt. Die Maßnahmen werden in der Gemein- 
schaft geprüft. 

Die Gemeinschaft hat erstmals von der in Protokoll 
Nr. 1 der Freihandelsabkommen vorgesehenen Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht, bei überschreiten der für 
bestimmte sensible Produkte festgesetzten Richt- 
plafonds für den Rest des laufenden Jahres die 
Drittlandszölle wieder einzuführen. Betroffen sind 
bestimmte Textilimporte aus Portugal. 

Der Gemischte Ausschuß EG-Portugal hat auf seiner 
Tagung am 28. Mai 1975 aufgrund der Evolutiv- 
klausel des Freihandelsabkommens EG-Portugal den 
Vertragsparteien die Aufnahme von Verhandlungen 
über die von Portugal angestrebte Erweiterung des 
Abkommens empfohlen. Die portugiesischen An- 


träge beziehen sich im einzelnen auf den Warenver- 
kehr mit gewerblichen und landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen, Arbeitskräfte und soziale Sicherheit so- 
wie eine industrielle, technologische und finanzielle 
Zusammenarbeit. Die Kommission hat am 11. Juni 
1975 Vorschläge für ein Verhandlungsmandat unter- 
breitet. Sie folgen im großen und ganzen den portu- 
giesischen Anträgen. 

Der Europäische Rat hat am 17. Juli 1975 erneut die 
Bereitschaft der Europäischen Gemeinschaft zu Ge- 
sprächen über engere politische, wirtschaftliche und 
finanzielle Zusammenarbeit mit Portugal bestätigt. 
Er hat dabei darauf hingewiesen, daß die Europäi- 
sche Gemeinschaft — in Übereinstimmung mit ihrer 
bisherigen europäischen Politik und Geschichte — 
nur eine pluralistische Demokratie unterstützen 
kann. 

Auf ihrer Tagung im Rahmen der Europäischen Po- 
litischen Zusammenarbeit (EPZ) in New York Ende 
September haben die Außenminister festgestellt, daß 
die Neubildung der portugiesischen Regierung der 
vom Europäischen Rat gewünschten inneren Ent- 
wicklung Portugals entspricht. Damit ist die Voraus- 
setzung für eine Unterstützung Portugals durch die 
Gemeinschaft erfüllt. 

Bei der fachlichen Prüfung der Vorschläge der Kom- 
mission stand die finanzielle Soforthilfe bislang im 
Vordergrund. Zur Diskussion standen neben der 
Größenordnung insbesondere die Formen der Hilfe- 
leistung: bilaterale Hilfen der Mitgliedstaaten, Dar- 
lehen der Europäischen Investitionsbank mit Ga- 
rantien und Zinssubventionen der Gemeinschaft 
oder der Mitgliedstaaten, besondere Hilfen aus dem 
Gemeinschaftshaushalt. 

Der Rat beschloß auf seiner Tagung am 6. Oktober 
1975 folgendes Angebot: 

— Soforthilfe von 150 Millionen RE Darlehen der 
EIB, 

— dazu Zinssubventionen von 3 v. H. 

Diese Darlehen werden von der Gemeinschaft zu 
100 V. H. garantiert. Die Gemeinschaft wird Portu- 
gal bei der Vorbereitung geeigneter Projekte für 
diese Hilfe unterstützen. 

Darüber hinaus wird die Gemeinschaft Nahrungsmit- 
telhilfe sowie einen Kredit für den Kauf von Medi- 
kamenten und anderen lebenswichtigen Gütern ge- 
währen. Sie wird portugiesische Anträge auf Zah- 
lungsbilanzhilfen bei internationalen Instituten (In- 
ternationaler Währungsfonds) zu den dort geltenden 
Bedingungen unterstützen. 

Die Mitgliedstaaten haben sich zu der von der Bun- 
desregierung nachdrücklich geforderten Koordinie- 
rung der bilateralen Hilfe (Beitrag der Bundesrepu- 
blik 70 Millionen DM) bereit erklärt. 


XIX. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

109 , Am 12. Juni 1975 hat Griechenland Antrag 
auf Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften ge- 
stellt. Damit hat die griechische Regierung nicht 
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lange nach der Rückkehr des Landes zur Demokratie 
und nur wenige Tage nach dem Inkrafttreten der 
neuen griechischen Verfassung eine wichtige euro- 
papolitische Entscheidung getroffen. 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten haben 
diesen Schritt einmütig begrüßt. Anläßlich der Ta- 
gung des Assoziationsrates am 28. Juli 1975 in Athen 
hat die Gemeinschaft der griechischen Seite ver- 
sichert, die innergemeinschaftlichen Verfahren zu 
diesem Antrag unverzüglich durchzuführen. Die 
Kommission war bereits vorher beauftragt worden, 
ihre nach den Verträgen vorgesehene Stellung- 
nahme abzugeben. 

Auch auf der Sitzung des Gemischten Parlamentari- 
schen Ausschusses EWG-Griechenland vom 25. bis 
27. Juni 1975 in Athen standen die Rückkehr Grie- 
chenlands zur Demokratie und der griechische Bei- 
trittsantrag im Vordergrund der Diskussion. 

Unbeschadet der Beitrittsfrage besteht Einverneh- 
men, die Assoziation aktiv fortzuführen. Es wur- 
den erste Beschlüsse gefaßt, um auf technischer 
Ebene Grundlagen für die beabsichtigten Harmoni- 
sierungsmaßnahmen im Agrarbereich zu schaffen. 
Darüber hinaus werden in Kürze die internen Bera- 
tungen über ein zweites Finanzprotokoll beginnen. 

Am 28. April 1975 ist ein Zusatzprotokoll unter- 
zeichnet worden, das die Ausdehnung der zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und Griechenland 
bestehenden Assoziation auf die neuen Mitgliedstaa- 
ten vorsieht. Das Ratifizierungsverfahren ist von der 
Bundesregierung eingeleitet worden. Am selben Tag 
ist ein Interimsabkommen abgeschlossen worden, 
mit dem die Gemeinschaft die Bestimmungen des 
Zusatzprotokolls über den Warenverkehr zum 
1. Juli 1975 in Kraft gesetzt hat. 

Nach dem Interimsabkommen nehmen die neuen 
Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 1977 gegen- 
über Griechenland die im Assoziierungsabkommen 
vorgesehenen Senkungen der Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung nach demselben Zeitplan vor, 
den sie beim Abbau der Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung gegenüber der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung anwenden. 

110 , ln den Beziehungen mit der Türkei haben die 
Organe der Assoziation ihre Arbeiten im Berichts- 
zeitraum kontinuierlich fortgesetzt. Im Mittelpunkt 
standen Beratungen über eine verbesserte Einfuhr- 
regelung für türkische Agrarerzeugnisse, Arbeits- 
kräftefragen und das wachsende Handelsbilanzdefi- 
zit der Türkei gegenüber der Gemeinschaft. Hierzu 
hat der Assoziationsrat am 16. September 1975 in 
Brüssel einen Prüfungsbericht angefordert. Die tür- 
kische Regierung hat ihren Wunsch wiederholt, als- 
bald in die Verhandlungen über das nächste Finanz- 
protokoll einzutreten. Das jetzige läuft am 31. Mai 
1976 aus. 

111 . Die Gemeinschaft setzte ihre Bemühungen 
fort, ihre Beziehungen zu den anderen Ländern des 
Mittelmeerraums im Rahmen des Gesamtkonzepts 
neu zu ordnen und durch den Abschluß umfassen- 


der Abkommen zur wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung und damit zur politischen Stabilisie- 
rung dieser für Europa wichtigen Region beizutra- 
gen. 

Mit den drei Maghreb-Ländem Algerien, Marokko 
und Tunesien konnten die Verhandlungen wider Er- 
warten noch nicht abgeschlossen werden, da eine 
Einigung über einen harten Kern wichtiger Fragen 
insbesondere im landwirtschaftlichen Bereich (z. B. 
Abnahmegarantien der Gemeinschaft für Wein) und 
bei den Arbeitskräften (Fragen der sozialen Sicher- 
heit sowie der Berufsausbildung und -förderung für 
maghrebinische Wanderarbeitnehmer als Gegen- 
stand eines vorzusehenden Meinungsaustauschs) 
bisher nicht erreichbar war. 

Die seit November 1974 unterbrochenen Verhand- 
lungen mit Spanien sind bisher nicht wiederaufge- 
nommen worden. 

Die Antwort Maltas auf das verbesserte Angebot 
der Gemeinschaft steht noch aus. 

112 , Für die Neuordnung der Beziehungen zu den 
östlichen Mittelmeerländern (Ägypten, Jordanien, 
Libanon, Syrien) im Rahmen des Globalkonzepts 
sind innerhalb der Gemeinschaft die Beratungen 
über ein Verhandlungsmandat an die Kommission 
fortgesetzt worden. Beabsichtigt sind globale Ab- 
kommen, mit dem die wirtschaftlichen Beziehungen 
der Gemeinschaft zu diesen vier Ländern geregelt 
werden sollen. 

113 , Das Präferenzabkommen mit Israel ist am 
11. Mai 1975 in Brüssel unterzeichnet worden und 
am 1. Juli 1975 vereinbarungsgemäß in Kraft getre- 
ten. 


XX. Abkommen von Lome 

114 . Zum Abkommen von Lome vom 28. Februar 

1975 mit den 46 Staaten Afrikas, des karibischen 
Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP) haben die 
EG-Mitgliedstaaten am 11. Juli 1975 die notwen- 
digen Durchführungsmodalitäten (Internes Verfah- 
rensabkommen und Internes Finanzierungsabkom- 
men) beschlossen. Die Ratifizierungsverfahren sind 
inzwischen eingeleitet. Von den AKP haben bereits 
mehr als die Hälfte das Abkommen ratifiziert. Die 
Bundesregierung hofft, daß die Abkommen Anfang 

1976 in Kraft treten. 

In den Genuß der Handelsvorteile, die das Lome- 
Abkommen bietet, kommen die AKP-Staaten jedoch 
bereits seit 1. Juli 1975 aufgrund entsprechender 
Interimsmaßnahmen der EG. Auch auf dem Gebiet 
der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 
(4. Entwicklungsfonds) sind die technischen Vorar- 
beiten (Programmierung) angelaufen. 

Das Lome-Abkommen hat die Stellung der Gemein- 
schaft in der Dritten Welt deutlich gestärkt. Es wird 
in der internationalen Diskussion über entwick- 
lungspolitische Fragen als eines der fortschrittlich- 
sten Vertragswerke zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern bezeichnet. 
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XXI. Gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

115 . In ihrer Mitteilung vom 5. November 1974 
(sog. Freske) hat die Kommission Leitlinien für die 
künftige gemeinschaftliche Entwicklungspolitik vor- 
geschlagen, die angesichts der jüngsten Verände- 
rungen der Weltwirtschaftslage und der geringen 
Aussicht für eine wesentliche Erhöhung des Hilfe- 
volumens insbesondere eine Differenzierung der 
entwicklungspolitischen Maßnahmen und eine Neu- 
orientierung der geographischen Verteilung vorse- 
hen. 

Aufgrund dieser Vorstellungen hat die Kommission 
nach einer ersten Aussprache im Rat am 22. Ja- 
nuar 1975 im März bereits konkrete Vorschläge für 
eine „Finanzielle und Technische Hilfe der Ge- 


meinschaft für nicht-assoziierte Entwicklungsländer 
in den Jahren 1976 bis 1980" vorgelegt. Ferner hat 
sie ein erstes Programm zur Verwirklichung der 
im vergangenen Jahr beschlossenen Harmonisierung 
und Koordinierung der Entwicklungspolitik inner- 
halb der Gemeinschaft vorgeschlagen, über beide 
Vorschläge wird der Rat am 13. Oktober erstmalig 
beraten. 

116 . Die 7. Sondergeneralversammlung der Ver- 
einten Nationen hat am 16. September 1975 im Kon- 
sensusverfahren eine Resolution über Entwicklung 
und internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit 
angenommen. Die EG ist dabei in den Vereinten 
Nationen erstmals geschlossen aufgetreten. Alleini- 
ger Sprecher für die Gemeinschaften und ihre Mit- 
gliedstaaten war die Präsidentschaft. 
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